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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/1429 DER KOMMISSION
vom 31. Mai 2021

zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/956 des Europiischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich der von den Mitgliedstaaten zu iiberwachenden und zu meldenden Daten zu neuen
schweren Nutzfahrzeugen

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2018/956 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 iiber die
Uberwachung und Meldung der CO,-Emissionen und des Kraftstoffverbrauchs neuer schwerer Nutzfahrzeuge (),
insbesondere auf Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1)  Far eine sorgfiltige Analyse gemidfl Artikel 10 der Verordnung (EU) 2018/956 sind Daten erforderlich, die es
erlauben, schwere Nutzfahrzeuge zu erkennen, die als ,Fahrzeuge mit besonderer Zweckbestimmung“ im Sinne des
Anhangs I Teil A Nummer 2.2 der Verordnung (EU) 2018/858 des Europdischen Parlaments und des Rates (3
zugelassen sind, damit die durchschnittlichen spezifischen CO,-Emissionen eines Herstellers fiir die Zwecke der
Verordnung (EU) 2019/1242 des Europiischen Parlaments und des Rates () ermittelt werden konnen. Diese Daten
werden in Eintrag 51 der Ubereinstimmungsbescheinigung eines neu zugelassenen schweren Nutzfahrzeugs erfasst.
Daher ist es notwendig, die Anforderungen in Anhang I Teil A der Verordnung (EU) 2018/956 in Bezug auf die von
den Mitgliedstaaten zu iberwachenden und zu meldenden Daten anzupassen.

(2)  Die Verordnung (EU) 2018/956 sollte daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anderung der Verordnung (EU) 2018/956

In Anhang I Teil A der Verordnung (EU) 2018/956 wird folgender Buchstabe o eingefiigt:

,0) fiir bis zum 30. Juni 2021 zugelassene Fahrzeuge soweit verfiigbar und fiir ab dem 1. Juli 2021 zugelassene Fahrzeuge
auf jeden Fall die Bezeichnung gemaf$ Eintrag 51 der Ubereinstimmungsbescheinigung.”

() ABLL173vom 9.7.2018,S. 1.

() Verordnung (EU) 2018/858 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 iiber die Genehmigung und die
Marktiiberwachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhingern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstindigen technischen
Einheiten fiir diese Fahrzeuge, zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 715/2007 und (EG) Nr. 595/2009 und zur Aufhebung der
Richtlinie 2007/46/EG (ABL L 151 vom 14.6.2018, S. 1).

() Verordnung (EU) 2019/1242 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Festlegung von CO,-
Emissionsnormen fiir neue schwere Nutzfahrzeuge und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 595/2009 und (EU) 2018/956 des
Europiischen Parlaments und des Rates sowie der Richtlinie 96/53/EG des Rates (ABL. L 198 vom 25.7.2019, S. 202).
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Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 31. Mai 2021

Fiir die Kommission
Die Prdsidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/1430 DER KOMMISSION
vom 31. Mai 2021

zur Erginzung der Verordnung (EU) 2018/956 des Europiischen Parlaments und des Rates durch
Prizisierung der von den Mitgliedstaaten zur Priifung der CO,-Emissionen und des
Kraftstoffverbrauchs neuer schwerer Nutzfahrzeuge zu meldenden Daten

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2018/956 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 iiber die
Uberwachung und Meldung der CO,-Emissionen und des Kraftstoffverbrauchs neuer schwerer Nutzfahrzeuge (),
insbesondere auf Artikel 7 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 595/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates (?) enthilt Bestimmungen fiir die
Ubereinstimmung in Betrieb befindlicher Fahrzeuge und Motoren mit den Anforderungen, fiir die Dauerhaltbarkeit
emissionsmindernder Einrichtungen, fir Systeme fiir Fahrzeug-On-Board-Diagnose und fur die Messung des
Kraftstoffverbrauchs und des CO,-Ausstof3es.

(2)  Im Einklang mit Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/956 iiberwacht die Kommission — soweit
verfiigbar — die Ergebnisse von Priffungen im Fahrbetrieb auf der Strafe, die im Rahmen der Verordnung (EG)
Nr. 595/2009 durchgefithrt werden, um die CO,-Emissionen und den Kraftstoftverbrauch neuer schwerer
Nutzfahrzeuge zu tiberpriifen.

(3)  Die Verordnung (EU) 2017/2400 der Kommission (*) ergdnzt den durch die Verordnung (EU) Nr. 582/2011 der
Kommission (*) geschaffenen Rechtsrahmen fiir die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen und Motoren
hinsichtlich der Emissionen sowie der Reparatur- und Wartungsinformationen von Fahrzeugen. Die Verordnung
(EU) 2017/2400 regelt insbesondere die Erteilung von Lizenzen fiir den Betrieb eines Simulationsinstruments zur
Bestimmung der CO,-Emissionen und des Kraftstoffverbrauchs von Neufahrzeugen, die in der Union verkauft,
zugelassen oder in Betrieb genommen werden sollen, und fiir den Betrieb dieses Simulationsinstruments und die
Meldung der damit bestimmten Werte fur die CO,-Emissionen und den Kraftstoffverbrauch.

(4)  Voraussetzung fiir ein umfassendes Verstindnis von Priifungen im Fahrbetrieb zur Uberpriifung der CO,-Emissionen
und des Kraftstoffverbrauchs neuer schwerer Nutzfahrzeuge ist eine Analyse der Priifberichte.

(5)  Im Falle eines Nichtbestchens eines Uberpriifungsverfahrens mit Priifungen im Fahrbetrieb sind weitere
Informationen iiber die Ursachen dieses Nichtbestehens, seine Weiterverfolgung und die Ergebnisse der
Untersuchungen zur Ermittlung seiner Ursache erforderlich.

(6)  Es werden auch Angaben dazu benotigt, wie unterschiedliche Priifberichte mit derselben zu untersuchenden
Fahrzeugfamilie in Verbindung stehen.

(7)  Damit die Kommission die Daten, die fiir die Uberwachung der Ergebnisse von Priifungen im Fahrbetrieb gemif
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/956 und fiir die Erstellung des Jahresberichts gemdfl Artikel 10 der
genannten Verordnung erforderlich sind, zeitnah erhalten kann, sollte festgelegt werden, bis wann die zustindigen
Behorden der Mitgliedstaaten diese Daten iibermitteln sollten —

() ABLL173vom 9.7.2018,S. 1.

() Verordnung (EG) Nr. 595/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 iiber die Typgenehmigung von
Kraftfahrzeugen und Motoren hinsichtlich der Emissionen von schweren Nutzfahrzeugen (Euro VI) und zur Anderung der Verordnung
(EG) Nr. 715/2007 und der Richtlinie 2007/46/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinien 80/1269/EWG, 2005/55/EG
und 2005/78/EG (ABL L 188 vom 18.7.2009, S. 1).

() Verordnung (EU) 2017/2400 der Kommission vom 12. Dezember 2017 zur Durchfithrung der Verordnung (EG) Nr. 595/2009 des
Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Bestimmung der CO,-Emissionen und des Kraftstoffverbrauchs schwerer
Nutzfahrzeuge und zur Anderung der Richtlinie 2007/46/EG des Européischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EU)
Nr. 582/2011 der Kommission (ABL. L 349 vom 29.12.2017, S. 1).

(9 Verordnung (EU) Nr. 582/2011 der Kommission vom 25. Mai 2011 zur Durchfithrung und Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 595/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Emissionen von schweren Nutzfahrzeugen (Euro VI) und
zur Anderung der Anhinge I und III der Richtlinie 2007/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (ABL L 167 vom
25.6.2011, S. 1).
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Zu meldende Daten

Fir die Zwecke des Artikels 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/956 iibermitteln die zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten folgende Daten:

a) Priif- bzw. Testberichte gemafd Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2017/2400 der Kommission,
spitestens einen Monat, nachdem der Fahrzeughersteller der Genehmigungsbehérde diese Berichte vorgelegt hat;

b) Informationen iiber eine Untersuchung zur Ermittlung der Ursache des Nichtbestehens eines Uberpriifungsverfahrens
gemdf Artikel 20 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2017/2400 spitestens einen Monat nach Beginn der
Untersuchung;

c) Ergebnisse einer Untersuchung gemif Artikel 20 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2017/2400,
einschlieflich Informationen iiber die Ursachen des Nichtbestehens, die gemifl Unterabsatz 2 des genannten Artikels in
Verbindung mit der Zertifizierung von Bauteilen, selbststindigen technischen Einheiten oder Systemen oder mit dem
Betrieb des Simulationsinstruments ermittelt wurden, spétestens einen Monat, nachdem die Genehmigungsbehérde die
Ursache des Nichtbestehens ermittelt hat;

d) Prif- bzw. Testberichte gemifl Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/2400 mit der Nummer der
Bescheinigung der fiir die CO,-Emissionen und den Kraftstoffverbrauch mafigeblichen Eigenschaften einer Luftwiders-
tandsfamilie, fir die sie ermittelt wurden, spitestens einen Monat, nachdem der Hersteller diese Berichte der
Genehmigungsbehorde vorgelegt hat;

e) fiir jede Bescheinigung der fir die CO,-Emissionen und den Kraftstoffverbrauch mafigeblichen Eigenschaften einer
Luftwiderstandsfamilie, die erteilt, erweitert, verweigert oder entzogen wird, die in Anhang VIII Anlagen 1 und 2 der
Verordnung (EU) 2017/2400 beschriebenen Unterlagen einschlieflich ihrer Anlagen, spitestens einen Monat nach der
Erstellung oder dem Eingang dieser Unterlagen bei der Genehmigungsbehorde.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 31. Mai 2021

Fiir die Kommission
Die Prdsidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1431 DER KOMMISSION
vom 1. September 2021

zur Zulassung von Muramidase aus Trichoderma reesei DSM 32338 als Futtermittelzusatzstoff fiir
Absetzferkel (Zulassungsinhaber: DSM Nutritional Products Ltd, in der Union vertreten durch DSM
Nutritional Products Sp. z 0.0.)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
tiber Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 regelt die Zulassung von Zusatzstoffen zur Verwendung in der Tiererndhrung
sowie die Voraussetzungen und Verfahren fiir die Erteilung einer solchen Zulassung.

(2)  Gemaif Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wurde ein Antrag auf Zulassung von Muramidase, gewonnen
aus Trichoderma reesei DSM 32338, gestellt. Dem Antrag waren die nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen beigefiigt.

(3)  Der Antrag betrifft die Zulassung von Muramidase aus Trichoderma reesei DSM 32338 als Futtermittelzusatzstoff fiir
Absetzferkel, einzuordnen in die Zusatzstoffkategorie ,zootechnische Zusatzstoffe“ und in die Funktionsgruppe
Lsonstige zootechnische Zusatzstoffe*.

(4)  Die Europdische Behorde fur Lebensmittelsicherheit (im Folgenden ,Behorde”) zog in ihrem Gutachten vom
27. Januar 2021 () den Schluss, dass Muramidase, gewonnen aus Trichoderma reesei DSM 32338, unter den
vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen keine nachteiligen Auswirkungen auf die Tiergesundheit, die
Verbrauchersicherheit oder die Umwelt hat. Die Behorde kam ferner zu dem Schluss, dass der Zusatzstoff als
potenzielles Inhalations- und Hautallergen sowie als potenziell haut- und augenreizend zu betrachten ist. Daher ist
die Kommission der Auffassung, dass geeignete Schutzmafnahmen ergriffen werden sollten, um nachteilige
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit, insbesondere bei Verwendern des Zusatzstoffs, zu vermeiden. Die
Behorde kam zu dem Schluss, dass der Zusatzstoff als zootechnischer Zusatzstoff fiir Absetzferkel wirksam sein
kann. Besondere Vorgaben fiir die Uberwachung nach dem Inverkehrbringen hilt die Behérde nicht fiir erforderlich.
Sie hat auflerdem den Bericht iiber die Methode zur Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in Futtermitteln gepriift, den
das mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat.

(5)  Die Bewertung von Muramidase, gewonnen aus Trichoderma reesei DSM 32338, hat ergeben, dass die Bedingungen
fir die Zulassung gemdf Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfiillt sind. Daher sollte die Verwendung
dieser Zubereitung gemafl den Angaben im Anhang der vorliegenden Verordnung zugelassen werden.

(6)  Die in der vorliegenden Verordnung vorgesechenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen
Ausschusses fiir Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Anhang genannte Zubereitung, die der Zusatzstoffkategorie ,zootechnische Zusatzstoffe“ und der Funktionsgruppe
,sonstige zootechnische Zusatzstoffe* angehort, wird unter den im Anhang aufgefithrten Bedingungen als Zusatzstoff in der
Tiererndhrung zugelassen.

() ABL L 268 vom 18.10.2003, S. 29.
(*) The EFSA Journal 2021; 19(3):6452.
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 1. September 2021

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN



ANHANG
Mindestge- | Hochstge-
Kenn- _ Tierart halt halt
nummer Name des Zusammensetzung, chemische oder Hoch- — Celtunosdauer
des Zulassungsinha- Zusatzstoff Bezeichnung, Beschreibung, Tierkateo- | stalt .Aktmtat./kg . Sonstige Bestimmungen der 7 %
Zusatzs- bers Analysemethode ferkateg- | SWHET | Alleinfuttermittel mit er culassung
toffs orie einem Feuchtigkeitsgehalt
von 12 %
Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: sonstige zootechnische Zusatzstoffe (Verbesserung der Futterverwertung).
4d16 |DSM Nutritional | Muramidase |Zusammensetzung des Ferkel - 50 000 65000 |[1. In der Gebrauchsanweisung fiir den Zusatz-| 22.9.2031
Products Ltd., in | (EC 3.2.1.17) | Zusatzstoffs (abge- LSU(F) LSU(F) stoff und Vormischungen sind die Lagerbe-
der Union Zubereitung aus Muramidase (EC | setzt) dingungen und die Stabilitdt bei Warmebe-
vertreten durch 3.2.1.17) (Lysozym), gewonnen aus handlung anzugeben.
DSM Nutritional Trichoderma reesei DSM 32338, mit 2. Die Futtermittelunternehmer miissen fir die

Products Sp. z o.
0.

einer Mindestaktivitit von 60 000

LSU®) () /g
Fest und fliissig.

Charakterisierung des
Wirkstoffs

Muramidase (EC 3.2.1.17)
(Lysozym), gewonnen aus
Trichoderma reesei (DSM 32338)

Analysemethode (%)

Zur Quantifizierung von
Muramidase:

fluoreszenzbasierte
Enzympriifmethode, die die
enzymbkatalysierte
Depolymerisation einer mit
Fluorescein gekennzeichneten
Zubereitung aus Peptidoglycan bei
einem pH-Wert von 6,0 und einer

Temperatur von 30 °C bestimmt

Verwender des Zusatzstoffs und der Vormi-
schungen operative Verfahren und organisa-
torische Mafinahmen festlegen, um Risiken
aufgrund der Verwendung des Stoffs zu ver-
meiden. Konnen diese Risiken durch solche
Verfahren und Mafinahmen nicht beseitigt
oder auf ein Minimum reduziert werden, so
ist bei der Handhabung des Zusatzstoffs und
von Vormischungen eine personliche
Schutzausriistung, einschlieflich Augen-,
Haut- und Atemschutz, zu tragen.

(") 1 LSU(F) ist die Enzymmenge, die die Fluoreszenz von 12,5 pg/ml mit Fluorescein gekennzeichnetem Peptidoglycan pro Minute bei einem pH-Wert von 6,0 und einer Temperatur von 30 °C um einen Wert

erhoht, der der Fluoreszenz von ca. 0,06 nmol Fluoresceinisothiocyanat, Isomer I, entspricht.
(%) Nahere Informationen zu den Analysemethoden siche Website des Referenzlabors unter https:|[ec.europa.eufjrc/en/eurl/feed-additives/evaluation-reports.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/1432 DER KOMMISSION
vom 1. September 2021

zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter Vor- und

Nachspanndrihte und -Litzen aus nicht legiertem Stahl (PSC-Drihte und -Litzen) mit Ursprung in

der Volksrepublik China im Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2016/1036 des Europiischen Parlaments und des Rates

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Européischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Union gehérenden Lindern (') (im Folgenden
,Grundverordnung"), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 2,

in Erwédgung nachstehender Griinde:
1. VERFAHREN

1.1. Friihere Untersuchungen und geltende Mafinahmen

(1)  Im Anschluss an eine Antidumpinguntersuchung (im Folgenden ,Ausgangsuntersuchung®) fihrte der Rat mit der
Verordnung (EG) Nr. 383/2009 (3, gedndert durch die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 986/2012 (}), einen
endgiiltigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspanndrihte und -Litzen aus nicht
legiertem Stahl (im Folgenden ,PSC-Drihte und -Litzen®) mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden
,China®) ein.

(2)  Bei den Mafinahmen handelte es sich um einen Wertzoll in Hohe von 46,2 %, wobei fiir Kiswire Qingdao, Ltd ein
Zollsatz von 0 % und fir Ossen Innovation Materials Co. Joint Stock Company Ltd sowie Ossen Jiujiang Steel Wire
Cable Co. Ltd ein Satz von jeweils 31,1 % verhdngt wurde.

(3)  Im Anschluss an eine erste Auslaufuberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung beschloss die
Kommission mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/865 der Kommission (¥), zuletzt gedndert durch die
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/1382 der Kommission (), die geltenden Maffnahmen aufrechtzuerhalten.

1.2. Antrag auf Auslaufiiberpriifung

(4)  Nach der Veroffentlichung einer Bekanntmachung des bevorstehenden AufSerkrafttretens () der geltenden
Antidumpingmafinahmen gegeniiber den Einfuhren von Vor- und Nachspanndrihten und -Litzen (im Folgenden
,PSC-Drihte und -Litzen) mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden ,VR China“ oder ,China“) ging
bei der Kommission ein Uberpriifungsantrag nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung ein.

(5)  Der Antrag wurde am 28. Februar 2020 vom European Stress Information Service (im Folgenden ,ESIS“ oder
»2Antragsteller”) im Namen von Herstellern eingereicht, auf die mehr als 25 % der Gesamtproduktion von PSC-
Drihten und -Litzen in der Union entfallen.

() ABLL 176 vom 30.6.2016, S. 21.

() Verordnung (EG) Nr. 383/2009 des Rates vom 5. Mai 2009 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen
Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspanndrihte und -Litzen aus nicht legiertem Stahl
(PSC-Drihte und -Litzen) mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABL L 118 vom 13.5.2009, S. 1).

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 986/2012 des Rates vom 22. Oktober 2012 zur Prizisierung des Geltungsbereichs der mit der
Verordnung (EG) Nr. 383/2009 eingefiithrten endgiiltigen Antidumpingzélle auf die Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspanndrihte
und -litzen aus nicht legiertem Stahl (PSC-Drihte und -Litzen) mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABL L 297 vom 26.10.2012,
5.1).

(*) Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/865 der Kommission vom 4. Juni 2015 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf
Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspanndrahte und -Litzen aus nicht legiertem Stahl (PSC-Drihte und -Litzen) mit Ursprung in der
Volksrepublik China nach einer Uberpriifung wegen bevorstehenden Auferkrafttretens nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1225/2009 des Rates (ABL L 139 vom 5.6.2015, S. 12).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1382 der Kommission vom 2. September 2019 zur Anderung bestimmter Verordnungen zur
Einfihrung von Antidumping- oder Antisubventionsmaflnahmen gegeniiber bestimmten Stahlerzeugnissen, fur die
Schutzmafnahmen gelten (ABL. L 227 vom 3.9.2019, S. 1).

() Bekanntmachung des bevorstehenden Auferkrafttretens der Antidumpingmafnahmen (ABL C 322 vom 26.9.2019, S. 5).
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(6)  Der Antrag wurde damit begriindet, dass bei AufSerkrafttreten der Mafnahmen mit einem Anhalten oder erneuten
Auftreten des Dumpings und einem Anhalten oder erneuten Auftreten der Schddigung des Wirtschaftszweigs der
Union zu rechnen sei.

(7)  Nachdem die Kommission nach Anhorung des mit Artikel 15 Absatz 1 der Grundverordnung eingesetzten
Ausschusses festgestellt hatte, dass geniigend Beweise vorlagen, die die Einleitung einer Auslaufuberpriifung
rechtfertigten, leitete sie am 4. Juni 2020 auf der Grundlage von Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung eine
Auslaufiberpriifung der geltenden Manahmen betreffend die Einfuhr von PSC-Drihten und -Litzen mit Ursprung
in der VR China ein. Sie veroffentlichte eine entsprechende Bekanntmachung tiber die Einleitung der Untersuchung
im Amtsblatt der Europdischen Union (') (im Folgenden ,Einleitungsbekanntmachung®).

1.3. Interessierte Parteien

(8)  In der Einleitungsbekanntmachung forderte die Kommission die interessierten Parteien auf, mit ihr Kontakt
aufzunehmen, um bei der Untersuchung mitarbeiten zu konnen. Auflerdem unterrichtete die Kommission
insbesondere den Antragsteller, andere ihr bekannte Unionshersteller, ausfihrende Hersteller, bekanntermafSen
betroffene Einfithrer und Verwender in der Union sowie die chinesischen Behorden tiber die Einleitung der
Auslaufiberpriifung und forderte sie zur Mitarbeit auf.

(9)  Alle interessierten Parteien erhielten Gelegenheit, zur Einleitung der Uberpriifung Stellung zu nehmen und eine
Anhérung durch die Kommission und/oder die Anhorungsbeauftragte fiir Handelsverfahren zu beantragen.

1.4. Stichprobenverfahren

(10) In der Einleitungsbekanntmachung wies die Kommission darauf hin, dass sie moglicherweise nach Artikel 17 der
Grundverordnung eine Stichprobe der interessierten Parteien bilden werde.

1.4.1. Bildung einer Stichprobe der Unionshersteller

(11) In der Einleitungsbekanntmachung gab die Kommission bekannt, dass sie eine vorldufige Stichprobe der
Unionshersteller gebildet hatte. Nach Artikel 17 Absatz 1 der Grundverordnung bildete die Kommission die
Stichprobe auf der Grundlage des grofSten représentativen Verkaufs- und Produktionsvolumens in der Union, das in
der verfiigbaren Zeit angemessen untersucht werden konnte, wobei auch eine reprisentative geografische Verteilung
sichergestellt wurde. Die Stichprobe umfasste drei Unionshersteller. Auf die Unionshersteller der Stichprobe entfielen
im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung 46 % der geschitzten unionsweiten Gesamtproduktion. Die
Kommission forderte die interessierten Parteien auf, zur vorliufigen Stichprobe Stellung zu nehmen; es gingen aber
keine Stellungnahmen ein. Die vorldufige Stichprobe wurde somit bestitigt und gilt fiir den Wirtschaftszweig der
Union als reprasentativ.

1.4.2. Bildung einer Stichprobe der ausfiihrenden Hersteller und der unabhdngigen Einfiihrer

(12) Damit die Kommission iiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens in Bezug auf die ausfihrenden
Hersteller in China und die unabhingigen Einfithrer in der Union entscheiden konnte, waren diese Parteien
aufgefordert worden, mit der Kommission Kontakt aufzunehmen und ihr die in der Einleitungsbekanntmachung
erbetenen Informationen zu tibermitteln. Dariiber hinaus ersuchte die Kommission die Vertretung Chinas bei der
Union, gegebenenfalls weitere ausfithrende Hersteller, die an einer Mitarbeit bei der Untersuchung interessiert sein
konnten, zu ermitteln und/oder zu kontaktieren. Da sich jedoch keine der Parteien meldete, war ein Stichproben-
verfahren weder fur die ausfithrenden Hersteller noch fiir die unabhingigen Einfithrer erforderlich. Da keine
Hersteller aus der VR China mitarbeiteten, wurden die Feststellungen zu den Einfuhren aus der VR China nach
Artikel 18 der Grundverordnung auf der Grundlage der verfiigbaren Informationen getroffen.

() Bekanntmachung der Einleitung einer Auslaufiiberpriffung der Antidumpingmafinahmen gegeniiber den Einfuhren bestimmter Vor-
und Nachspanndrahte und -Litzen aus nicht legiertem Stahl (PSC-Drahte und -Litzen) mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABL
C 185 vom 4.6.2020, S. 5).
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(13)

(18)

(19)

(21)

1.5. Fragebogen und Kontrollbesuche

Die Kommission sandte den in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern sowie der Regierung der
Volksrepublik China (im Folgenden ,chinesische Regierung) Fragebogen zu. Diese Fragebogen wurden am Tag der
Untersuchungseinleitung gemeinsam mit den an Einfithrer, Verwender und ausfithrende Hersteller gerichteten
Fragebogen online (%) zuginglich gemacht.

Bei der Kommission gingen Fragebogenantworten der drei in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller sowie
des Verbandes der Unionshersteller (ESIS) ein.

Angesichts der COVID-19-Pandemie und der von verschiedenen Mitgliedstaaten eingefithrten Einddmmungs-
maflnahmen konnte die Kommission keine Kontrollbesuche nach Artikel 16 der Grundverordnung durchfithren.
Stattdessen nahm die Kommission im Einklang mit ihrer Bekanntmachung iiber die Folgen des COVID-
19-Ausbruchs fiir Antidumping- und Antisubventionsuntersuchungen einen Fernabgleich aller Informationen vor,
die sie fur die Ermittlungen benétigte (°). Der Fernabgleich der Kommission betraf dabei die Angaben folgender in
die Stichprobe einbezogener Unionshersteller:

— D&D Drétéru Ipari és Kereskedelmi, Miskolc, Ungarn,
— Nedri Spanstaal BV, Venlo, Niederlande,

— Global Special Steel Products SAU, Santander, Spanien.

1.6. Weiteres Verfahren

Am 5. Juli 2021 unterrichtete die Kommission iiber die wesentlichen Tatsachen und Erwigungen, auf deren
Grundlage die geltenden Antidumpingzolle aufrechterhalten werden sollten. Allen Parteien wurde eine Frist
eingerdumt, in der sie zur Unterrichtung Stellung nehmen konnten.

Der Antragsteller iibermittelte Stellungnahmen. Diese wurden von der Kommission gebithrend gepriift und
beriicksichtigt.

1.7. Untersuchungszeitraum der Uberpriifung und Bezugszeitraum

Die Untersuchung beziiglich eines Anhaltens oder Wiederauftretens des Dumpings erstreckte sich iiber den Zeitraum
vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 (im Folgenden ,Untersuchungszeitraum der Uberpriifung” oder
,UZU*). Die Untersuchung von Entwicklungen, die fiir die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder
Wiederauftretens der Schidigung relevant sind, bezog sich auf den Zeitraum vom 1. Januar 2016 bis zum Ende des
Untersuchungszeitraums der Uberpriifung (im Folgenden ,Bezugszeitraum®).

1.8. Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der Union

Diese Untersuchung wurde am 4. Juni 2020 eingeleitet, d. h. wahrend des zwischen dem Vereinigten Konigreich und
der EU vereinbarten Ubergangszeitraums, in dem das Vereinigte Konigreich weiterhin dem Unionsrecht unterlag.
Dieser Zeitraum endete am 31. Dezember 2020. Unternehmen und Verbinde aus dem Vereinigten Konigreich
galten daher ab dem 1. Januar 2021 nicht mehr als interessierte Parteien in diesem Verfahren.

In einem Aktenvermerk zum Dossier vom 18. Januar 2021 forderte die Kommission Wirtschaftsbeteiligte im
Vereinigten Konigreich, die sich weiterhin als interessierte Partei betrachten, dazu auf, mit ihr Kontakt
aufzunehmen. Es meldete sich jedoch kein Unternehmen.

Um die Daten, die von den interessierten Parteien vorgelegt wurden, an die Tatsache anzupassen, dass der
Ubergangszeitraum abgelaufen war und das Vereinigte Konigreich nicht mehr dem Unionsrecht unterlag, wurden
die betroffenen interessierten Parteien aufgefordert, eine entsprechend angepasste Fragebogenantwort auf der
Grundlage der EU-27 zu iibermitteln.

(*) https:/[trade.ec.europa.euftdi/case_details.cfm?id=2457
(’) Bekanntmachung iiber die Folgen des Ausbruchs des COVID-19 (Coronavirus) fiir Antidumping- und Antisubventionsuntersuchungen
(ABL C 86/6 vom 16.3.2020, S. 6).
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(24)

(25)

(26)

(27)
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2. UBERPRUFTE WARE UND GLEICHARTIGE WARE

2.1. Uberpriifte Ware

Die Uberpriifung betrifft nicht iiberzogenen Draht aus nicht legiertem Stahl, iiberzogenen oder verzinkten Draht aus
nicht legiertem Stahl sowie Litzen aus nicht legiertem Stahl (auch iiberzogen) aus hochstens 18 Einzeldrahten mit
einem Kohlenstoffgehalt von 0,6 GHT oder mehr und einer grofSten Querschnittsabmessung von mehr als 3 mm,
die derzeit unter den KN-Codes ex 7217 10 90, ex 7217 20 90, ex 7312 10 61, ex 731210 65 und ex 7312 10 69
(TARIC-Codes 7217109010, 7217209010, 7312106191, 7312106591 und 73121069 91) eingereiht
werden (im Folgenden ,iiberpriifte Ware“). Von den geltenden Mafnahmen ausgenommen und nicht Gegenstand
dieser Uberpriifung sind galvanisierte (aber nicht mit anderem Material zusitzlich beschichtete) Litzen aus sieben
Einzeldrahten, bei denen die Querschnittsabmessung des Kerndrahtes identisch ist mit der Querschnittsabmessung
oder weniger als 3 % grofer ist als die Querschnittsabmessung jedes der sechs anderen Drihte (*9).

Die iiberpriifte Ware wird vorwiegend im Baugewerbe zur Bewehrung von Beton eingesetzt, aber auch in Tragmitteln
und Schrigseilbriicken. Sie wird aus Kohlenstoffstahl-Walzdraht hergestellt, der gereinigt, gezogen, erhitzt und — im
Fall von Litzen — spiralenformig gedreht wird, wodurch die Ware in Bezug auf Durchmesser, Festigkeit und Stabilitat
die fiir sie spezifischen Merkmale erhilt.

2.2. Gleichartige Ware

Die Untersuchung ergab, dass die folgenden Waren dieselben grundlegenden materiellen und technischen
Eigenschaften und dieselben grundlegenden Verwendungen haben:

— die tiberpriifte Ware mit Ursprung in China,
— die in China hergestellte und auf dem dortigen Inlandsmarkt verkaufte Ware,

— die vom Wirtschaftszweig der Union in der Union hergestellte und verkaufte Ware.

Die Kommission kam zu dem Schluss, dass es sich bei diesen Waren um gleichartige Waren im Sinne des Artikels 1
Absatz 4 der Grundverordnung handelt.

3. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS ODER ERNEUTEN AUFTRETENS DES DUMPINGS

3.1. Vorbemerkungen

Im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung kam es weiterhin zu Einfuhren der iiberpriiften Ware aus der VR China,
wenn auch in weitaus geringerem Umfang als im Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung (d. h. von
Januar 2007 bis Dezember 2007). Statistiken aus der Eurostat-Datenbank Comext zufolge machten die Einfuhren
von PSC-Drihten und -Litzen aus der VR China im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung weniger als 0,1 % des
Unionsmarktes aus, verglichen mit einem Marktanteil von 8,2 % wihrend der Ausgangsuntersuchung. In der
vorausgegangenen Auslaufiberpriifung war ein dhnlich geringer Marktanteil (weniger 0,1 %) verzeichnet worden. In
absoluten Zahlen gingen die Einfuhren aus der VR China drastisch zuriick, von fast 86 918 Tonnen wihrend der
Ausgangsuntersuchung auf 99 Tonnen in der vorausgegangenen Auslaufiiberprifung und 86 Tonnen in der
aktuellen Auslaufiberpriifung.

Wie in Erwidgungsgrund 12 festgestellt, arbeitete keiner der Ausfithrer/Hersteller aus der VR China bei der
Untersuchung mit. Das heifst, die ausfithrenden Hersteller fiillten weder den Fragebogen aus noch lieferten sie
Angaben zu Ausfuhrpreisen und -kosten, Inlandspreisen und -kosten, Verbrauch von Inputs im Herstellungs-
verfahren, Herstellgemeinkosten, Kapazititen, Produktion, Investitionen usw. Ebenso wenig dufSerten sich die
chinesische Regierung und die ausfithrenden Hersteller zu den im Dossier enthaltenen Beweisen einschlieflich der
Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen ,Commission Staff Working Document on Significant Distortions in
the Economy of the People’s Republic of China for the Purposes of Trade Defence Investigations” (') (im Folgenden
~Bericht®).

Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 986/2012 des Rates vom 22. Oktober 2012 zur Prizisierung des Geltungsbereichs der mit der

Verordnung (EG) Nr. 383/2009 eingefiihrten endgiiltigen Antidumpingzélle auf die Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspanndrahte
und -litzen aus nicht legiertem Stahl (PSC-Drihte und -Litzen) mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABL L 297 vom 26.10.2012,
S.1).

Commission Staff Working Document on Significant Distortions in the Economy of the People’s Republic of China for the Purposes
of Trade Defence Investigations (fiir die Zwecke von Handelsschutzuntersuchungen erstellte Arbeitsunterlage der Kommissions-
dienststellen iiber nennenswerte wirtschaftliche Verzerrungen in der Volksrepublik China) vom 20. Dezember 2017, SWD(2017) 483
final/2.
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(28) Die Kommission unterrichtete die chinesischen Behorden deshalb dariiber, dass sie angesichts der mangelnden
Mitarbeit in Bezug auf die Feststellungen zur VR China moglicherweise Artikel 18 der Grundverordnung anwenden
werde. Bei der Kommission gingen hierzu keine Stellungnahmen ein.

(29) Folglich beruhten die Feststellungen zur Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder Wiederauftretens des Dumpings in
Bezug auf die VR China nach Artikel 18 Absatz 1 der Grundverordnung auf den verfiigbaren Informationen,
insbesondere auf den im Antrag auf Auslaufiberpriffung und in den Beitrigen der interessierten Parteien
enthaltenen Angaben in Verbindung mit weiteren Informationsquellen wie der Handelsstatistik zu Einfuhren und
Ausfuhren (Eurostat und GTA), den Statistiken der OECD (?) sowie unabhingigen Anbietern von Preisinfor-
mationen, Nachrichten, Daten, Analysen und Ausrichtern von Konferenzen fiir die Eisen- und Stahlindustrie wie
etwa Dun & Bradstreet (Global Financials) (") und Global Trade Alert (*4).

3.2. Anhalten des Dumpings bei den Einfuhren im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung

3.2.1. Verfahren zur Ermittlung des Normalwerts nach Artikel 2 Absatz 6a der Grundverordnung

(30)  Angesichts der zum Zeitpunkt der Einleitung der Untersuchung vorliegenden ausreichenden Beweise, die tendenziell
auf das Vorliegen nennenswerter Verzerrungen im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b der Grundverordnung
in der VR China hindeuteten, leitete die Kommission die Untersuchung in Bezug auf dieses Land auf der Grundlage
des Artikels 2 Absatz 6a der Grundverordnung ein.

(31) Um die Informationen einzuholen, die sie fur die Untersuchung der mutmaflichen nennenswerten Verzerrungen
benotigte, tibersandte die Kommission der chinesischen Regierung einen Fragebogen. Unter Nummer 5.3.2 der
Einleitungsbekanntmachung bat die Kommission dariiber hinaus alle interessierten Parteien, innerhalb von
37 Tagen nach Veroffentlichung der Einleitungsbekanntmachung im Amitsblatt der Europdischen Union ihren
Standpunkt beziiglich der Anwendung des Artikels 2 Absatz 6a der Grundverordnung unter Vorlage von
Informationen und sachdienlichen Nachweisen darzulegen. Von der chinesischen Regierung gingen keine
Antworten auf den Fragebogen ein und innerhalb der Frist wurden keine Beitrige zur Anwendung von Artikel 2
Absatz 6a der Grundverordnung tibermittelt.

(32) Die Kommission wies unter Nummer 5.3.2 der Einleitungsbekanntmachung zudem darauf hin, dass nach den ihr
vorliegenden Informationen Indien in diesem Fall als représentatives Drittland fiir die VR China dienen konnte. Das
reprisentative Land wird nach Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe a der Grundverordnung zur Ermittlung des
Normalwerts anhand von unverzerrten Preisen oder Vergleichswerten ausgewéhlt. Die Kommission erklirte ferner,
dass sie andere moglicherweise geeignete reprasentative Lander nach den Kriterien des Artikels 2 Absatz 6a
Buchstabe a erster Gedankenstrich der Grundverordnung priifen werde.

(33) Mit einem Vermerk vom 18. September 2020 (im Folgenden ,erster Vermerk®) unterrichtete die Kommission die
interessierten Parteien iiber die einschldgigen Quellen, die sie zur Ermittlung des Normalwerts heranzuziehen
gedachte. Dieser Vermerk enthielt eine Liste aller Produktionsfaktoren — wie Rohstoffe, Arbeit und Energie —, die
bei der Herstellung der iiberpriiften Ware eingesetzt werden konnten. Dariiber hinaus benannte die Kommission auf
der Grundlage der Kriterien fiir die Auswahl unverzerrter Preise oder Vergleichswerte mogliche représentative Lander
(Brasilien, Malaysia und die Tiirkei). Zum ersten Vermerk ging bei der Kommission eine Stellungnahme ein, in der der
Antragsteller den Standpunkt vertrat, dass Brasilien weit weniger entwickelt als die VR China sei und ihr im Hinblick
auf dieses Kriterium daher weniger dhnlich sei als die Tiirkei oder Malaysia. Uberdies seien die benétigten
unverzerrten staatlichen Daten zu Strom, Erdgas und Wasser fiir Brasilien offenbar nicht ohne Weiteres zuganglich.
Der Antragsteller wies ferner darauf hin, dass die aus dem GTA extrahierten Daten fiir Walzdraht sich auf den Code
721310 bezogen, obgleich Code 721391 besser geeignet sei. Die Kommission bestitigte, dass der
Produktionsfaktor Walzdraht unter dem HS-Code 7213 91 eingereiht wird und extrahierte dementsprechend die
Daten fiir den HS-Code 721391 aus dem GTA. Die Stichhaltigkeit der urspriinglichen Auswahl maoglicher
reprasentativer Linder durch die Kommission war auf Grundlage dieses neuen Auszugs weiterhin gegeben. Der
Antragsteller hielt an dem bereits in seinem Antrag dargelegten Standpunkt fest, wonach Indien als reprasentatives
Land geeignet sei, legte diesbeziiglich jedoch keine neuen Argumente vor. Es wurden keine weiteren Linder als
geeignete Anwirter vorgeschlagen.

(") https://stats.oecd.org/Index.aspx?DataSetCode=CIF_FOB_ITIC
(") https://globalfinancials.com/index-admin.html
(" https:/[www.globaltradealert.org/
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(34) Am 21. Dezember 2020 unterrichtete die Kommission die interessierten Parteien in einem zweiten Vermerk (im
Folgenden ,zweiter Vermerk®) tiber die einschligigen Quellen, die sie zur Ermittlung des Normalwerts
heranzuziehen gedachte, und gab darin die Tiirkei als reprisentatives Land an. Ferner teilte sie den interessierten
Parteien mit, dass sie die Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten (im Folgenden ,VVG-Kosten“) und Gewinne
auf der Grundlage der verfiigbaren Informationen eines Herstellers im reprasentativen Land — Celik Halat Vetel
Sanayii A.S. — ermitteln werde. Es gingen keine Stellungnahmen zum zweiten Vermerk ein.

3.2.2. Normalwert

(35) In Untersuchungen zum Stahlsektor in der VR China (") stellte die Kommission jiingst das Vorliegen nennenswerter
Verzerrungen im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b der Grundverordnung fest. Die Kommission gelangte
auch in dieser Untersuchung zu dem Schluss, dass ausgehend von den verfiigbaren Beweisen die Anwendung von
Artikel 2 Absatz 6a der Grundverordnung angemessen ist.

(36) Im Rahmen dieser Untersuchungen stellte die Kommission fest, dass in der VR China erhebliche staatliche Eingriffe
stattfinden und die daraus resultierenden Verzerrungen einer wirksamen Ressourcenallokation nach
Marktgrundsitzen entgegenstehen (*). Insbesondere gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass im Stahlsektor,
aus dem der Hauptrohstoff fiir die Herstellung der iberpriiften Ware stammt, nicht nur der Anteil an
Staatseigentum der VR China im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b erster Gedankenstrich der
Grundverordnung nach wie vor erheblich ist (), sondern dass die chinesische Regierung iiberdies im Sinne des
Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b zweiter Gedankenstrich der Grundverordnung durch die staatliche Prisenz in
Unternehmen Preise und Kosten beeinflussen kann ('®). Dariiber hinaus stellte die Kommission fest, dass die Prisenz
und das Eingreifen des Staates auf den Finanzmirkten sowie bei der Bereitstellung von Rohstoffen und Inputs eine
zusidtzliche Verzerrung des Marktes bewirken. So fithrt das Planungssystem in der VR China insgesamt dazu, dass
Ressourcen nicht in Abhingigkeit von den Marktkriften zugewiesen werden, sondern in Sektoren fliefen, die von
der chinesischen Regierung als strategische oder anderweitig politisch wichtige Sektoren erachtet werden (**). Die
Kommission gelangte ferner zu dem Schluss, dass das chinesische Insolvenzrecht und das chinesische
Eigentumsrecht im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b vierter Gedankenstrich der Grundverordnung nicht
ordnungsgemidfl funktionieren, wodurch insbesondere dann Verzerrungen entstehen, wenn insolvente
Unternehmen tiber Wasser gehalten werden oder wenn es um die Gewdhrung von Landnutzungsrechten in der VR
China geht (%°). In gleicher Weise stellte die Kommission Verzerrungen der Lohnkosten im Stahlsektor im Sinne des
Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b fiinfter Gedankenstrich der Grundverordnung (*) sowie Verzerrungen auf den
Finanzmirkten im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b sechster Gedankenstrich der Grundverordnung,
insbesondere hinsichtlich des Zugangs von Unternehmen in der VR China zu Kapital (%), fest.

(**) Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/635 der Kommission vom 16. April 2021 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls
auf die Einfuhren bestimmter geschweifiter Rohre aus Eisen oder nicht legiertem Stahl mit Ursprung in Belarus, der Volksrepublik
China und Russland im Anschluss an eine Auslaufiiberpriffung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des
Europiischen Parlaments und des Rates und Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/508 der Kommission vom 7. April 2020 zur
Einfihrung eines vorldufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter warmgewalzter Flacherzeugnisse aus nicht rostendem
Stahl in Tafeln oder Rollen (Coils) mit Ursprung in Indonesien, der Volksrepublik China und Taiwan.

(") Siehe Erwigungsgriinde 149-150 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/635 der Kommission und Erwigungsgriinde 158-159
der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/508 der Kommission.

(") Siehe Erwagungsgriinde 115-118 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/635 der Kommission und Erwagungsgriinde 122-127
der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/508 der Kommission.

(**) Siehe Erwidgungsgriinde 119-122 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/635 der Kommission und Erwéigungsgriinde 128-132
der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/508 der Kommission: Das in den chinesischen Rechtsvorschriften vorgesehene Recht der
zustindigen Behorden, Schliisselpositionen im Management staatseigener Unternehmen zu besetzen und Personen aus solchen
Positionen abzuberufen, kann als ein sich aus den entsprechenden Eigentumsrechten ergebendes Recht gesehen werden; der Staat
kann aber noch iiber einen anderen wichtigen Kanal Einfluss auf Unternehmensentscheidungen nehmen, nimlich iiber die in
staateigenen wie auch in privaten Unternehmen bestehenden Zellen der Kommunistischen Partei Chinas (im Folgenden auch kurz
,Kommunistische Partei“). Nach dem Unternehmensrecht der VR China muss in jedem Unternehmen (in dem es mindestens drei
Parteimitglieder gibt — so sieht es das Statut der Kommunistischen Partei Chinas vor) eine Organisation der Kommunistischen Partei
gebildet werden; zudem muss das Unternehmen die Voraussetzungen dafiir schaffen, dass die Parteiorganisation ihre Tatigkeiten
ausiiben kann. In der Vergangenheit wurde diese Vorschrift offenbar nicht immer eingehalten bzw. konsequent durchgesetzt. Jedoch
macht die Kommunistische Partei spitestens seit 2016 verstirkt ihren Anspruch auf Kontrolle der Geschiftsentscheidungen
staatseigener Unternehmen als politisches Prinzip geltend. Auch wird berichtet, dass die Kommunistische Partei Druck auf private
Unternehmen dahin gehend ausiibt, ,Patriotismus” an oberste Stelle zu setzen und die Parteidisziplin zu wahren. Im Jahr 2017 gab es
Berichten zufolge in 70 % der etwa 1,86 Mio. Privatunternehmen Parteizellen, wobei verstirkt darauf gedrungen wurde, dass die
Organisationen der Kommunistischen Partei bei Geschiftsentscheidungen der betreffenden Unternehmen das letzte Wort haben
sollten. Die einschldgigen Regeln gelten unabhingig vom Sektor allgemein fiir die gesamte chinesische Wirtschaft, so auch fiir die
Hersteller von kaltgewalzten Coils aus nicht rostendem Stahl und die Anbieter ihrer Inputs.

(") Siehe Erwagungsgriinde 123-129 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/635 der Kommission und Erwdgungsgriinde 133-138
der Durchfiithrungsverordnung (EU) 2020/508 der Kommission.

(*) Siehe Erwagungsgriinde 130-133 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/635 der Kommission und Erwigungsgriinde 139-142
der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/508 der Kommission.

(*") Siehe Erwagungsgriinde 134-135 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/635 der Kommission und Erwagungsgriinde 143-144
der Durchfiithrungsverordnung (EU) 2020/508 der Kommission.

(*) Siehe Erwidgungsgriinde 136-145 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/635 der Kommission und Erwéigungsgriinde 145-154
der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/508 der Kommission.



Amtsblatt der Europdischen Union 2.9.2021

(37)  Uber den Bericht hinausgehend wurde in dem Antrag auf Praktiken verwiesen, die sich auf die Kosten und Preise im

Sektor fiir PSC-Drihte und -Litzen und im Stahlsektor auswirken (Walzdraht aus Stahl ist der wichtigste Input bei der
Herstellung von PSC-Drihten und -Litzen):

— Vier der funf grofiten chinesischen Stahlhersteller sind staatseigene Unternehmen und stehen als solche im
Eigentum oder unter der Kontrolle und der politischen Aufsicht der chinesischen Regierung.

— Es bestehen nennenswerte Verzerrungen auf dem Stahlmarkt, beispielsweise aufgrund von die Ausrichtung
vorgebenden Dokumenten wie dem 13. Finfjahresplan fiir die Stahlindustrie, dem Beschluss Nr. 40 des
Staatsrats iiber die Bekanntmachung und Umsetzung der vorliufigen Bestimmungen zur Forderung der
Anpassung der Industriestruktur (im Folgenden ,Beschluss Nr. 40%) und dem Durchfiihrungsleitfaden zur
Anpassung der Industriestruktur.

— Das Vorliegen von Verzerrungen im Stahlsektor wird in einer Reihe unabhingiger Studien bestitigt: ITWF-
Landerbericht Nr. 17/248, People’s Republic of China: Selected issues (Volksrepublik China: Ausgewihlte
Themen); zwei Veroffentlichungen der Europdischen Handelskammer in China: China Manufacturing 2025
(Produktion in China 2025) und European Business in China — Position Paper 2016/2017 (Europdische
Unternehmen in China — Positionspapier 2016/2017).

— Die Rohstoff- und Energiekosten in der VR China ergeben sich nicht aus dem freien Spiel der Marktkrifte, weil sie
von erheblichen staatlichen Eingriffen beeinflusst sind.

— Die Hersteller von Walzdraht — dem Hauptrohstoft fiirr die Herstellung von PSC-Drahten und -Litzen —
profitieren von einer Darlehensvergabe zu Sonderbedingungen, da selbst Hersteller mit erheblichen langfristigen
Zahlungsverbindlichkeiten bei Bedarf auf die finanzielle Unterstiitzung die Zentral- oder Kommunalverwaltung
zuriickgreifen konnen.

(38) Wie in Erwagungsgrund 28 angegeben, nahm die chinesische Regierung zu den im Dossier, einschlieBlich des

Berichts, vorliegenden Beweisen und zu den vom Antragsteller beigebrachten zusitzlichen Beweisen fiir das
Bestehen nennenswerter Verzerrungen und/oder zur Angemessenheit der Anwendung des Artikels 2 Absatz 6a der
Grundverordnung auf den vorliegenden Fall nicht Stellung und legte auch keine Beweise zur Stiitzung oder
Widerlegung der betreffenden Beweise vor.

(39) Wie in ihren fritheren Untersuchungen zum Stahlsektor in der VR China priifte die Kommission, ob es angesichts

nennenswerter Verzerrungen im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b der Grundverordnung angemessen ist,
die Inlandspreise und -kosten in der VR China heranzuziehen. Dabei stiitzte sich die Kommission auf die im Dossier
verfugbaren Beweise, einschlieflich der in dem (auf offentlich verfiigbaren Quellen basierenden) Bericht enthaltenen
Belege. Im Rahmen der Analyse wurden nicht nur die erheblichen staatlichen Eingriffe in die chinesische Wirtschaft im
Allgemeinen untersucht, sondern auch die spezifische Marktsituation in dem relevanten Wirtschaftszweig, in den die
tiberpriifte Ware einzuordnen ist. Die Kommission erginzte diese Beweiselemente durch ihre eigenen Untersuchungen
zu den verschiedenen Kriterien, die fir die Bestdtigung des Vorliegens nennenswerter Verzerrungen in der VR China,
wie sie auch in fritheren einschldgigen Kommissionsuntersuchungen festgestellt wurden, relevant sind.

(40) Insbesondere im Stahlsektor, aus dem der Hauptrohstoff fiir die Herstellung von PSC-Drihten und -Litzen stammt,

ist der Anteil an Staatseigentum in der VR China nach wie vor erheblich. Bei vielen der grofiten Hersteller handelt es
sich um staatseigene Unternehmen. Einige von ihnen werden auch ausdriicklich im Plan zur Anpassung und
Modernisierung der Stahlindustrie fiir 2016-2020 (Steel Industry Adjustment and Upgrading plan for 2016-2020)
aufgefithrt. So erwihnt das staatseigene chinesische Unternehmen Shanxi Taiyuan Iron & Steel Co. Ltd. (im
Folgenden ,Tisco“) auf seiner Webseite, dass es ein Eisen- und Stahlriese sei, der sich zu einem Eisen- und
Stahlkomplex von auflergewohnlichem Ausmaf§ entwickelt habe, dem die Geschiftszweige Eisenbergbau, Eisen-
und Stahlproduktion, Verarbeitung, Lieferung und Handel angehorten (¥). Baosteel ist ein weiteres grofles
chinesisches Staatsunternehmen, das in der Erzeugung von Stahl tdtig ist, und es zdhlt zur kiirzlich konsolidierten
China Baowu Steel Group Co. Ltd (vormals Baosteel Group und Wuhan Iron & Steel) (*). Zwar gibt es rein nominal
schitzungsweise in etwa gleich viele staatseigene und private Unternehmen, jedoch sind vier der fiinf chinesischen
Stahlhersteller, die zu den zehn grofSten Stahlherstellern der Welt zéhlen, staatseigene Unternehmen (). Zugleich
entfielen zwar im Jahr 2016 nur etwa 36 % der gesamten Produktion des Wirtschaftszweigs auf die zehn grofiten
Hersteller, allerdings legte die chinesische Regierung noch im selben Jahr als Zielvorgabe fest, bis 2025 60 % bis
70 % der Stahlherstellung auf etwa zehn Groflunternehmen zu konzentrieren (*). Diese Absicht wurde von der

TISCO, Company profile (Unternehmensprofil), http://en.tisco.com.cn/CompanyProfile[20151027095855836705.html (zuletzt
abgerufen am 2. Marz 2020).

Baowu, Company profile (Unternehmensprofil), http:/fwww.baowugroup.com/en/contents/5273/102759.html (zuletzt abgerufen am
6. Mai 2021).

Bericht — Kapitel 14, S. 358: Die Produktion entfillt zu 51 % auf private und zu 49 % auf staatseigene Unternehmen, die Kapazitit zu
44 % auf staatseigene und zu 56 % auf private Unternehmen.

Abrufbar unter:

www.gov.cn/zhengce/content/2016-02/04/content_5039353.htm (zuletzt abgerufen am 6. Mai 2021); https:/[policycn.com/
policy_ticker/higher-expectations-for-large-scale-steel-enterprise/?iframe=1&secret=c8uthafuthefra4e (zuletzt abgerufen am 6. Mai
2021) sowie

www.xinhuanet.com/english/2019-04/23/c_138001574.htm (zuletzt abgerufen am 6. Mai 2021).


http://en.tisco.com.cn/CompanyProfile/20151027095855836705.html
http://www.baowugroup.com/en/contents/5273/102759.html
www.gov.cn/zhengce/content/2016-02/04/content_5039353.htm
https://policycn.com/policy_ticker/higher-expectations-for-large-scale-steel-enterprise/?iframe=1&secret=c8uthafuthefra4e
https://policycn.com/policy_ticker/higher-expectations-for-large-scale-steel-enterprise/?iframe=1&secret=c8uthafuthefra4e
https://policycn.com/policy_ticker/higher-expectations-for-large-scale-steel-enterprise/?iframe=1&secret=c8uthafuthefra4e
www.xinhuanet.com/english/2019-04/23/c_138001574.htm
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chinesischen Regierung im April 2019 bekraftigt, als die Veréffentlichung von Leitlinien zur Konsolidierung der
Stahlindustrie angekiindigt wurde (¥). Eine solche Konsolidierung kann unter Umstinden mit erzwungenen
Zusammenschliissen rentabler Privatunternehmen mit leistungsschwachen staatseigenen Unternehmen
einhergehen (¥). Da die chinesischen Ausfithrer von PSC-Drahten und -Litzen nicht mitarbeiteten, konnte das
genaue Verhiltnis zwischen privaten und staatseigenen Herstellern von PSC-Drihten und -Litzen nicht ermittelt
werden.

(41) Im Hinblick auf die Frage, ob die chinesische Regierung Preise und Kosten iiber die staatliche Prisenz in den
Unternehmen im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b zweiter Gedankenstrich der Grundverordnung
beeinflussen konnte, war es aufgrund der mangelnden Bereitschaft zur Mitarbeit der Hersteller von PSC-Drahten
und -Litzen nicht moglich, personliche Verbindungen zwischen den Herstellern der iiberpriiften Ware und der
Kommunistischen Partei nachzuweisen. Allerdings unterhalten eine Reihe von Herstellern des wichtigsten Rohstoffs
zur Herstellung von PSC-Drahten und -Litzen (Walzdraht) enge Verbindungen zur Kommunistischen Partei; so waren
dort etwa Mitglieder der Kommunistischen Partei im hoheren Management oder im Board of Directors vertreten.
Dies trifft beispielsweise auf die HBIS Group, Jiangsu Shagang, Anshan Iron and Steel Group, Baoshan (Baosteel)
und Shougang zu.

(42) Sowohl staatseigene als auch private Unternehmen im Walzdrahtsektor, der den Hauptrohstoff fur die Herstellung
von PSC-Drihten und -Litzen liefert, unterliegen einer politischen Aufsicht oder ihre Ausrichtung wird von der
Politik festgelegt. Die folgenden Beispiele veranschaulichen gut den beschriebenen Trend zu immer stirkeren
Eingriffen der chinesischen Regierung im Walzdrahtsektor: Viele Walzdrahthersteller unterstreichen auf ihren
Websites ausdriicklich parteiaufbauende Manahmen, haben Parteimitglieder in der Unternehmensleitung und
betonen ihre Zugehorigkeit zur Kommunistischen Partei. Die Untersuchung ergab, dass bei einer Reihe von
Walzdrahtherstellern, darunter der HBIS Group (Hesteel), Jiangsu Shagang, Anshan Iron and Steel Group, Baoshan
(Baosteel) und Shougang, parteiaufbauende Mafnahmen stattfinden.

(43) Dariiber hinaus wird im Sektor fir PSC-Drahte und -Litzen eine Strategie verfolgt, die inlindische Hersteller
begiinstigt oder die Marktkrifte anderweitig im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b dritter Gedankenstrich
der Grundverordnung beeinflusst.

(44) Obgleich es sich beim Segment fiir PSC-Drihte und -Litzen um einen spezialisierten Wirtschaftszweig handelt und
im Rahmen der Untersuchung keine gezielten politischen Dokumente zur spezifischen Ausrichtung der
Entwicklung dieser Branche identifiziert werden konnten, so profitiert diese Branche doch von den staatlichen
Eingriffen beim Hauptrohstoff fiir die Herstellung von PSC-Drihten und -Litzen, dem Stahl, und davon, dass die
Ausrichtung des Stahlsektors von der Regierung vorgegeben wird.

(45) Die Stahlindustrie wird von der chinesischen Regierung als Schliisselsektor angesehen (¥*). Dies wird in den
zahlreichen auf nationaler, regionaler und kommunaler Ebene verabschiedeten Planen, Richtlinien und anderen
Dokumenten mit Schwerpunkt auf der Stahlherstellung bekriftigt, wie beispielsweise in dem im Untersuchungs-
zeitraum geltenden Plan zur Anpassung und Modernisierung der Stahlindustrie fir 2016-2020. In diesem Plan
wurde die Stahlindustrie als ,ein wichtiger, grundlegender Sektor der chinesischen Wirtschaft, ein nationaler
Grundpfeiler” (*°) bezeichnet. Die wichtigsten Aufgaben und Ziele, die in diesem Plan verankert sind, decken alle
Aspekte der Entwicklung des Wirtschaftszweigs ab (*!). Der im UZ geltende 13. Finfjahresplan fiir die
wirtschaftliche und soziale Entwicklung (*) sah die Unterstiitzung von Unternehmen vor, die hochwertige
Stahlerzeugnisse herstellen (**). Ein weiterer Schwerpunkt wird auf die Gewihrleistung von Qualitdt, Haltbarkeit
und Zuverldssigkeit gelegt, indem Unternehmen unterstiitzt werden, die bei der Herstellung reinen Stahls sowie in
den Bereichen Prazisionswalzen und Qualitdtsverbesserung besondere Technologien einsetzen (*). In den Leitlinien
zur industriellen Umstrukturierung aus dem Jahr 2011 in der 2013 gednderten Fassung (**) (im Folgenden
,Leitlinien®) ist Stahl als geforderter Wirtschaftszweig aufgefiihrt.

(*) Abrufbar unter http://www.xinhuanet.com/english/2019-04/23/c_138001574.htm (zuletzt abgerufen am 6. Mai 2021) sowie unter
http:/fwww.jjckb.cn/2019-04/23/c_137999653.htm (zuletzt abgerufen am 6. Mai 2021).

(**) Beispielsweise beim Zusammenschluss zwischen dem Privatunternehmen Rizhao und dem staatseigenen Unternehmen Shandong

Iron and Steel 2009. Siehe Stahlbericht Peking, S. 58; als weiteres Beispiel lisst sich die Mehrheitsbeteiligung anfiihren, die die China

Baowu Steel Group im Juni 2019 an Magang Steel erwarb, siche https://www.ft.com/content/a7c93fae-85bc-11e9-a028-

86cea8523dc2 (zuletzt abgerufen am 6. Mai 2021).

) Bericht, Teil III, Kapitel 14, S. 346 ff.

*) Einfihrung in den Plan zur Anpassung und Modernisierung der Stahlindustrie.

) Bericht, Kapitel 14, S. 347.

) The 13th Five-Year Plan for Economic and Social Development of the People’s Republic of China (2016-2020), abrufbar unter

https:/[en.ndrc.gov.cn/newsrelease_8232/201612/P020191101481868235378.pdf (zuletzt abgerufen am 6. Mai 2021).

(**) Bericht, Kapitel 14, S. 349.

(*Y Bericht, Kapitel 14, S. 352.

(**) Catalogue for Guiding Industry Restructuring (Fassung 2011) (gedndert 2013), herausgegeben mit dem Erlass Nr. 9 der Nationalen
Entwicklungs- und Reformkommission vom 27. Mérz 2011 und gedndert entsprechend dem Beschluss der Nationalen Entwicklungs-
und Reformkommission zur Anderung der einschlégigen Bestimmungen der Leitlinien zur industriellen Umstrukturierung (Fassung
2011), herausgegeben mit dem Erlass Nr. 21 der Nationalen Entwicklungs- und Reformkommission vom 16. Februar 2013.


http://www.xinhuanet.com/english/2019-04/23/c_138001574.htm
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(46) Wie aus den oben genannten Beispielen fiir Stahl — der ein Hauptrohstoff fiir die Herstellung von PSC-Drihten und
-Litzen ist — hervorgeht, steuert die chinesische Regierung die Entwicklung des Sektors fiir PSC-Drihte und -Litzen
iiber eine breite Palette abgestimmter politischer Instrumente und Richtlinien und kontrolliert praktisch jeden
Aspekt, der die Entwicklung und Funktionsweise des Sektors betrifft. Die Branche profitiert somit von den
staatlichen Eingriffen beim Hauptrohstoff fur die Herstellung von PSC-Drahten und -Litzen, dem Stahl, und davon,
dass die Ausrichtung des Stahlsektors von der Regierung vorgegeben wird.

(47) Zusammenfassend ldsst sich feststellen, dass die chinesische Regierung die Wirtschaftsbeteiligten mit diversen
Mafinahmen dazu anhilt, die von der staatlichen Politik vorgegebenen Ziele beziiglich der Unterstiitzung
geforderter Wirtschaftszweige zu erfullen, wozu auch die Herstellung von Eisen, Stahl und Ferrolegierungen — den
Hauptrohstoffen fiir die Fertigung von PSC-Drihten und -Litzen — zihlt. Derartige Maffnahmen verhindern ein
freies Spiel der Marktkrifte.

(48) Die jetzige Untersuchung forderte keine Beweise dafiir zutage, dass die in Erwdgungsgrund 36 beschriebene und in
Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe b vierter Gedankenstrich der Grundverordnung als Kriterium aufgefiihrte
diskriminierende Anwendung oder unzulingliche Durchsetzung des Insolvenz- und Eigentumsrechts im Sektor fiir
PSC-Drihte und -Litzen sich nicht auf die Hersteller der tiberpriiften Ware auswirken wiirde.

(49) Wie bereits in Erwdgungsgrund 36 dargelegt, ist der Sektor fiir PSC-Drihte und -Litzen auch von den Verzerrungen
bei den Lohnkosten im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b fiinfter Gedankenstrich der Grundverordnung
betroffen. Diese Verzerrungen wirken sich sowohl unmittelbar auf den Sektor aus (bei der Herstellung der
iberpriiften Ware bzw. der wichtigsten Inputs) als auch mittelbar (beim Zugang zu Kapital oder zu Inputs von
Unternehmen, fiir die ebenfalls diese Eigenheiten des chinesischen Arbeitsrechtssystems gelten). (*%)

(50) Im Rahmen der aktuellen Untersuchung wurden ferner keine Beweise dafiir vorgelegt, dass sich die staatlichen
Eingriffe in das Finanzsystem im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b sechster Gedankenstrich der
Grundverordnung, auf die bereits in Erwdgungsgrund 36 hingewiesen wurde, nicht auf den Sektor fiir PSC-Drahte
und -Litzen auswirken. Somit lasst sich feststellen, dass die erheblichen staatlichen Eingriffe in das Finanzsystem zu
stark verzerrten Marktbedingungen auf allen Ebenen fiihren.

(51)  Schlieflich erinnert die Kommission daran, dass es zur Herstellung von PSC-Drihten und -Litzen einer Reihe von
Inputs bedarf. Wenn Hersteller von PSC-Drihten und -Litzen diese Inputs beschaffen, unterliegen die von ihnen
gezahlten Preise (die als ihre Kosten erfasst werden) natiirlich denselben vorstehend beschriebenen systemischen
Verzerrungen. So beschiftigen beispielsweise die Lieferanten der Inputs Arbeitskrifte zu verzerrten Bedingungen.
Sie nehmen moglicherweise Kredite auf, die den Verzerrungen im Finanzsektor bzw. bei der Kapitalallokation
unterliegen. Dariiber hinaus unterliegen sie dem Planungssystem, das sich auf alle staatlichen Ebenen und siamtliche
Wirtschaftszweige erstreckt.

(52) Folglich ist es nicht nur im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe a der Grundverordnung nicht angemessen, die
Inlandsverkaufspreise fiir PSC-Drihte und -Litzen zu verwenden, sondern Gleiches gilt auch fiir simtliche Kosten der
Inputs (Rohstoffe, Energie, Boden, Finanzierung, Arbeit usw.), denn sie unterliegen ebenfalls Verzerrungen, da die
Preisbildung durch erhebliche staatliche Eingriffe beeinflusst wird, wie sie in den Teilen A und B des Berichts
beschrieben werden. De facto sind die im Zusammenhang mit Kapitalallokation, Boden, Arbeit, Energie und
Rohstoffen beschriebenen staatlichen Eingriffe in der gesamten VR China festzustellen. Das bedeutet beispielsweise,
dass ein Input, der selbst schon in der VR China unter Einsatz einer Reihe von Produktionsfaktoren hergestellt
wurde, ebenfalls nennenswerten Verzerrungen unterliegt. Gleiches gilt fur die Inputs der Inputs und so weiter.

(53) Von der chinesischen Regierung oder den ausfithrenden Herstellern wurden in dieser Untersuchung auch keine
gegenteiligen Beweise oder Argumente vorgebracht.

(54) Insgesamt zeigten die vorliegenden Beweise, dass die Preise bzw. Kosten der iiberpriiften Ware, einschliefSlich der
Rohstoff-, Energie- und Arbeitskosten, nicht das Ergebnis des freien Spiels der Marktkrifte sind, sondern durch
erhebliche staatliche Eingriffe im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b der Grundverordnung beeinflusst
werden, was sich an den tatsichlichen oder moglichen Auswirkungen eines oder mehrerer der dort aufgefiihrten
Sachverhalte festmachen ldsst. Angesichts dieser Feststellungen und der mangelnden Mitarbeit seitens der
chinesischen Regierung gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass es in diesem Fall nicht angemessen ist, bei
der Ermittlung des Normalwerts die Inlandspreise und -kosten heranzuziehen. Folglich stiitzte sich die Kommission
im Einklang mit Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe a der Grundverordnung bei der rechnerischen Ermittlung des
Normalwerts ausschlieBlich auf Herstell- und Verkaufskosten, die unverzerrte Preise oder Vergleichswerte
widerspiegeln, im vorliegenden Fall auf die entsprechenden Herstell- und Verkaufskosten in einem geeigneten
reprasentativen Land, wie im folgenden Abschnitt erldutert.

(**) Siehe Erwigungsgriinde 134-135 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/635 der Kommission und Erwigungsgriinde 143-144
der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/508 der Kommission.
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a) Reprasentatives Land

(1) Allgemeine Bemerkungen

(55) Bei der Auswahl des reprisentativen Landes waren folgende Kriterien nach Artikel 2 Absatz 6a der
Grundverordnung mafigebend:

— Ahnlicher wirtschaftlicher Entwicklungsstand wie in der VR China. Entsprechend wihlte die Kommission Linder
aus, die laut Datenbank der Weltbank ein dhnliches Bruttonationaleinkommen pro Kopf aufweisen wie die VR
China— (¥)

— Herstellung der tiberpriiften Ware im betreffenden Land (**)
— Verfiigbarkeit einschligiger 6ffentlicher Daten im reprisentativen Land

— Gibt es mehr als ein potenzielles reprisentatives Land, wird gegebenenfalls dasjenige Land bevorzugt, in dem ein
angemessener Sozial- und Umweltschutz besteht.

(56) Wie in den Erwdgungsgriinden 33 und 34 dargelegt, gab die Kommission am 18. September und am 21. Dezember
2020 zwei Vermerke zu den bei der Ermittlung des Normalwerts und der Produktionsfaktoren herangezogenen
Quellen heraus (im Folgenden ,erster Vermerk und ,zweiter Vermerk). Im zweiten Vermerk unterrichtete die
Kommission die interessierten Parteien iiber ihre Schlussfolgerung, dass die Tiirkei in dieser Phase der Untersuchung
als geeignetes reprisentatives Land betrachtet wurde.

(2) Ahnlicher wirtschaftlicher Entwicklungsstand wie in der VR China

(57) Im ersten Vermerk nannte die Kommission Brasilien, Malaysia und die Tiirkei als Linder mit einem gemifl der
Weltbank dhnlichen wirtschaftlichen Entwicklungsstand wie die VR China, d. h., sie alle werden aufgrund ihres
Bruttonationaleinkommens als ,Lander mit mittlerem Einkommen, obere Einkommenskategorie“ eingestuft.

(58) Nach diesem Vermerk gingen keine Stellungnahmen zum Stand der wirtschaftlichen Entwicklung ein.

(3) Herstellung der iiberpriiften Ware im reprisentativen Land

(59) Im ersten Vermerk wies die Kommission darauf hin, dass eine Herstellung der iiberpriiften Ware in Brasilien,
Malaysia und der Tirkei festgestellt wurde. Allerdings wurde Malaysia als potenzielles reprisentatives Land
ausgeschlossen, weil nur ein Hersteller der tiberpriiften Ware ermittelt werden konnte, dessen aktuellste fiir das Jahr
2018 verfiigbare Finanzdaten zudem nur einen minimalen Gewinn nahe der Kostendeckung auswiesen.

(4) Verfligbarkeit einschligiger dffentlicher Daten im reprisentativen Land

(60) Hinsichtlich der vorstehend erwdhnten in Erwigung gezogenen Linder priifte die Kommission des Weiteren die
Verfuigbarkeit 6ffentlicher Daten und insbesondere offentlicher Finanzdaten der Hersteller der iiberpriiften Ware.

(61) Die Kommission suchte nach Herstellern von PSC-Drihten und -Litzen mit 6ffentlich zuginglichen Finanzdaten, die
zur Ermittlung eines unverzerrten und angemessenen Betrags fiir VVG-Kosten und Gewinne herangezogen werden
konnten. Sie beschriankte die Suche auf Unternehmen mit 6ffentlich zuginglichen Gewinn- und Verlustrechnungen
fir den UZU, die in diesem Zeitraum rentabel waren. Daher enthielt der zweite Vermerk nur den Namen eines
Unternehmens in Brasilien und den eines Unternehmens in der Tiirkei.

(62) Basierend auf der Qualitdt und Detailgenauigkeit der in Brasilien und der Tiirkei verfiigbaren 6ffentlich zuginglichen
Finanzdaten und unter Beriicksichtigung der Verfiigbarkeit der Vergleichswerte fiir Produktionsfaktoren erachtete die
Kommission die Tiirkei als geeignetes reprasentatives Land. Das tiirkische Unternehmen Celik Halat Vetel Sanayii AS
hat gepriifte Abschliisse veroffentlicht, in denen die Herstellgemeinkosten ausgewiesen werden. Hinzu kommt, dass
das Unternehmen einen bedeutenden Anteil seines Umsatzes aus Verkdufen der iiberpriiften Ware erzielt, wie den
Abschliissen zu entnehmen ist. Eine derartige Detailtiefe steht in Bezug auf das brasilianische Unternehmen nicht
zur Verfiigung.

(*’) World Bank Open Data — Upper Middle Income, https:|/data.worldbank.org/income-levelflupper-middle-income.

(**) Wird die tiberpriifte Ware in keinem der Linder mit einem #hnlichen Entwicklungsstand hergestellt, kann als Kriterium auch die
Herstellung einer Ware, die derselben allgemeinen Kategorie und/oder demselben Sektor wie die iiberpriifte Ware zuzurechnen ist,
angewandt werden.
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(63) Die Kommission analysierte alle im Dossier vorliegenden relevanten Daten zu den Produktionsfaktoren in der Tiirkei
sorgfaltig und hielt dabei Folgendes fest:

— Die Kommission analysierte die Einfuhrstatistiken zu Walzdrahten, die im mit dem zweiten Vermerk
aktualisierten ersten Vermerk aufgefithrt waren, und kam zu dem Schluss, dass im UZU ausreichende Einfuhren
von zur Herstellung der tiberpriiften Ware erforderlichem Walzdraht getitigt wurden

— Energiestatistiken (Strom- und Erdgaspreise) waren fiir den UZU ohne Weiteres beim Statistikinstitut der Tiirkei
verfiigbar (¥)

— Statistiken zu den Arbeitskosten standen auf der Website des Statistikinstituts der Tiirkei zur Verfiigung (*)

(64) Nach Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe a der Grundverordnung muss der rechnerisch ermittelte Normalwert einen
unverzerrten und angemessenen Betrag fiir VVG-Kosten sowie fiir Gewinne beinhalten. Wie in Erwdgungsgrund 34
dargelegt, stellte die Kommission fest, dass das ausgewdhlte tiirkische Unternehmen (Celik Halat Vetel Sanayii AS)
tiber offentlich zugingliche Finanzausweise verfiigte, deren Daten als Ersatzgrofle herangezogen werden konnten,
um einen unverzerrten und angemessenen Betrag fiir VVG-Kosten und Gewinne zu ermitteln.

(5) Niveau des Sozial- und Umweltschutzes

(65) Nachdem die Tiirkei angesichts dieser Elemente als geeignetes reprisentatives Land ermittelt worden war, eriibrigte
sich eine Bewertung des Niveaus des Sozial- und Umweltschutzes nach Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe a erster
Gedankenstrich letzter Satz der Grundverordnung.

(6) Schlussfolgerung zum reprisentativen Land

(66) Der vorstehenden Analyse zufolge erfiillte die Tiirkei alle in Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe a erster Gedankenstrich
der Grundverordnung festgelegten Kriterien fiir eine Einstufung als geeignetes reprisentatives Land. So wurde die
tiberpriifte Ware in der Tiirkei in einem ausreichenden Umfang hergestellt und es liegt ein vollstindiger Datensatz
zu allen Produktionsfaktoren sowie zu VVG-Kosten und Gewinnen vor.

b) Fir die Ermittlung unverzerrter Kosten verwendete Quellen

(67) Im zweiten Vermerk erklirte die Kommission, dass sie bei der rechnerischen Ermittlung des Normalwerts nach
Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe a der Grundverordnung den GTA heranziehen werde, um die unverzerrten Kosten
von Walzdraht im représentativen Land zu bestimmen.

(68) Ferner erklirte die Kommission, dass die Statistiken der IAO zur Ermittlung der unverzerrten Arbeitskosten im
reprisentativen Land genutzt wiirden; zur Ermittlung unverzerrter Energiekosten wiederum wiirden die in
Erwigungsgrund 63 genannten nationalen Statistiken herangezogen. Letztendlich stiitzte sich die Kommission bei
ihrer Berechnung jedoch auf die nationalen Arbeitskostenstatistiken der Tiirkei, die sich als ausfithrlicher erwiesen
hatten.

(69) Um den Kosten Rechnung zu tragen, die bei den oben genannten Produktionsfaktoren unberticksichtigt bleiben,
setzte die Kommission bei der Berechnung einen Wert fiir die Herstellgemeinkosten an. Zur Ermittlung dieses
Betrags stiitzte sie sich auf die Finanzdaten, die von den in Erwigungsgrund 15 genannten mitarbeitenden
Unionsherstellern vorgelegt wurden. Die Methodik wird in Abschnitt 3.2.2 Buchstabe e ausfiihrlich erldutert.

(70)  Und schlieflich nutzte die Kommission, wie im zweiten Vermerk erwéhnt, die Finanzdaten des in Erwdgungsgrund
64 genannten ausgewdhlten tiirkischen Unternehmens zur Ermittlung der VVG-Kosten und Gewinne.

¢) Unverzerrte Kosten und Vergleichswerte

(71) Da die chinesischen ausfithrenden Hersteller beim Uberpriifungsverfahren nicht mitarbeiteten, musste sich die
Kommission zur Ermittlung der bei der Herstellung von PSC-Drihten und -Litzen eingesetzten Produktionsfaktoren
auf die Angaben des Wirtschaftszweigs der Union stiitzen. Die wihrend der Ausgangsuntersuchung bei den
chinesischen Unternehmen erhobenen Daten sowie die Informationen, die auf den Websites der chinesischen
Hersteller von PSC-Drahten und -Litzen zur Verfigung standen, scheinen darauf hinzudeuten, dass deren
Produktionsverfahren und verwendete Materialien dhnlich wie die des Wirtschaftszweigs der Union sind.

(") https://data.tuik.gov.tr/Kategori/GetKategori?p=cevre-ve-enerji-103&dil=2
(*) Bericht iiber die tatsdchliche wochentliche Arbeitszeit und die monatlichen durchschnittlichen Arbeitskosten nach
Wirtschaftszweigen, 2012-2016, veroffentlicht unter https://data.tuik.gov.tr/Search/Search?text=labour.
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(72)  Angesichts der mangelnden Mitarbeit stiitzte sich die Kommission bei der Bestimmung des Vergleichswertes auf die
detailliertesten Zolltarifnummern fiir den Produktionsfaktor Walzdraht, wie sie aus dem GTA fiir die Tiirkei zu
entnehmen waren.

(73) Unter Beriicksichtigung aller vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegten Informationen und angesichts des
Fehlens von Stellungnahmen der ausfithrenden Hersteller zu den beiden Vermerken hinsichtlich der Quellen, die zur
Feststellung des Normalwerts im Zusammenhang mit den Produktionsfaktoren herangezogen wurden, wurden die
folgenden Produktionsfaktoren und gegebenenfalls Zolltarifnummern ermittelt:

Tabelle 1

Produktionsfaktoren fiir PSC-Drihte und -Litzen

Produktionsfaktor Tiirkischer Zolltarif Datenquelle %‘;ﬁ;ﬁﬁﬁg{
Rohstoff
Walzdraht 7213.91.410013, GTA 519,585 EUR/Tonne
7213.91.490013,
7213.91.701013,
7213.917090, 7213.9190
Arbeit
Arbeitslohne im [nicht zutreffend] TUIK - Veri Portals 5,713 EUR/Stunde
verarbeitenden Gewerbe, NACE (tuik.gov.tr)
C.25
Energie
Stromverbrauchsband [nicht zutreffend] Statistikinstitut der 0,073 EUR/kWh
2 000-20 000 MWh)/Jahr Tiirkei

(1) Rohstoffe

(74)  Zur Ermittlung der unverzerrten Preise der Materialien bei Lieferung bis ans Werkstor des Herstellers, wie in
Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe a erster Gedankenstrich vorgesehen, und unter Beriicksichtigung der Tatsache, dass
es keine mitarbeitenden Hersteller in der VR China gab, zog die Kommission fiir jedes bei der Herstellung von PSC-
Drahten und -Litzen verwendete Material die Einfuhrpreise des reprisentativen Landes heran.

(75) Fir alle Rohstoffe stiitzte sich die Kommission auf die Einfuhrpreise des reprasentativen Landes. Der Preis fiir
Einfuhren in das reprisentative Land wurde als gewogener Durchschnitt der Stiickpreise fiir Einfuhren aus allen
Drittlindern mit Ausnahme der VR China berechnet. Die Kommission beschloss, die Einfuhren aus der VR China in
das reprisentative Land auszuklammern, da es, wie in Erwigungsgrund 54 festgestellt, aufgrund nennenswerter
Verzerrungen im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe b der Grundverordnung nicht angemessen war, die
Inlandspreise und -kosten in der VR China heranzuziehen. Da es keine Belege dafiir gibt, dass dieselben
Verzerrungen sich nicht ebenso sehr auf die zur Ausfuhr bestimmten Waren auswirken, vertrat die Kommission die
Ansicht, dass dieselben Verzerrungen auch die Ausfuhrpreise beeinflussten.

(76) Die Mengen der Einfuhren in das reprisentative Land aus den Nicht-WTO-Mitgliedstaaten, die in Anhang 1 der
Verordnung (EU) 2015/755 des Europdischen Parlaments und des Rates (*') aufgefithrt sind, wurden ebenfalls
ausgeschlossen. Nach Artikel 2 Absatz 7 der Grundverordnung konnen die Inlandspreise in diesen Lindern nicht
zur Ermittlung des Normalwerts herangezogen werden. Dieser Ausschluss hatte keine nennenswerten
Auswirkungen, da die verbliebenen Einfuhren immer noch mehr als 95 % der Gesamteinfuhren in das
reprisentative Land ausmachten.

(77)  Zur Ermittlung des unverzerrten Preises der Rohstoffe bei Lieferung bis ans Werkstor des ausfithrenden Herstellers,
wie in Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe a erster Gedankenstrich der Grundverordnung vorgesehen, wandte die
Kommission den Einfuhrzoll des reprisentativen Landes an, und zwar in der jeweiligen vom Ursprungsland der
eingefithrten Materialien abhidngigen Hohe.

(*) Verordnung (EU) 2015755 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 {iber eine gemeinsame Regelung der
Einfuhren aus bestimmten Drittlindern (ABI. L 123 vom 19.5.2015, S. 33).
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(2) Arbeit

(78)  Zur Festlegung des Vergleichswerts fiir die Arbeitskosten stiitzte sich die Kommission auf offentlich zugingliche
nationale tiirkische Statistiken, die auch Steuern und Abgaben von Arbeitgebern einbeziehen.

(3) Strom

(79)  Zur Festlegung des Vergleichswerts fiir die Stromkosten nutzte die Kommission die auf der Website des nationalen
Statistischen Amtes der Tiirkei veroffentlichten und nach Verbrauchsbandern ausdifferenzierten Strompreise fiir
Abnehmer aus der Industrie.

d) Herstellgemeinkosten, VVG-Kosten und Gewinne

(80) Zusitzlich zu den in Erwidgungsgrund 73 zusammengefassten Produktionsfaktoren wurden die Herstellge-
meinkosten berechnet, d. h. weitere direkte Herstellkosten und Verbrauchsmaterialien sowie Abschreibungen und
sonstige Herstellgemeinkosten. Aufgrund der mangelnden Bereitschaft zur Mitarbeit der chinesischen Hersteller
beruhte die Berechnung dieser Herstellgemeinkosten auf dem Verhaltnis der Herstellgemeinkosten zu den vom
Wirtschaftszweig der Union angegebenen direkten Herstellkosten, was 7,87 % entsprach. Dieser Prozentsatz wurde
auf die unverzerrten direkten Herstellkosten angewandt.

(81) Fir die VVG-Kosten und Gewinne zog die Kommission die Finanzdaten des tiirkischen Herstellers Celik Halat Vetel
Sanayii AS heran, wie sie in Global Financials (herausgegeben von Dun & Bradstreet) veroffentlicht wurden.
Offentlich zugingliche gepriifte Abschliisse dieses Unternehmens wurden den interessierten Parteien im Anhang des
zweiten Vermerks zur Verfiigung gestellt.

e) Berechnung des Normalwerts

(82) Auf dieser Grundlage ermittelte die Kommission nach Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe a der Grundverordnung
rechnerisch den Normalwert auf der Stufe ab Werk.

(83) Zunichst ermittelte die Kommission die unverzerrten direkten Herstellkosten. Weil die ausfithrenden Hersteller nicht
mitarbeiteten, stiitzte sich die Kommission auf die vom Wirtschaftszweig der Union tibermittelten Informationen
zum Verbrauch der einzelnen Produktionsfaktoren (Rohstoffe, Arbeit und Energie) bei der Herstellung der
iberprifften Ware. Diese Verbrauchsmengen wurden mit den fiir die Tiirkei ermittelten unverzerrten Kosten je
Einheit multipliziert, wie bereits unter Buchstabe d beschrieben.

(84) Sodann schlug die Kommission auf die unverzerrten direkten Herstellkosten den wie in Erwdgungsgrund 80
beschrieben ermittelten Prozentsatz der Herstellgemeinkosten auf, um zu den unverzerrten Herstellkosten zu
gelangen.

(85)  Zuletzt rechnete die Kommission zu den wie in Erwagungsgrund 84 beschrieben ermittelten Herstellkosten die wie
in Erwdgungsgrund 81 beschrieben ermittelten VVG-Kosten und Gewinne im reprasentativen Land hinzu. Die als
prozentualer Anteil an den direkten Kosten ausgedriickten und auf die unverzerrten Herstellkosten angewandten
VVG-Kosten und Gewinne beliefen sich auf 11,62 % bzw. 9,39 %.

(86)  Auf dieser Grundlage berechnete die Kommission nach Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe a der Grundverordnung den
Normalwert auf der Stufe ab Werk. Da kein ausfithrender Hersteller mitarbeitete, wurde ein landesweiter
Normalwert bestimmt.

f) Ausfuhrpreis

(87) Da die Menge der betreffenden Einfuhren im UZU mit 86 Tonnen — was 0,34 % der Gesamteinfuhren der Union
sowie 0,02 % des Anteils am Unionsmarkt entsprach — sehr begrenzt war und da die ausfithrenden Hersteller nicht
mitarbeiteten, wurden die Preise der Ausfuhren in die Union als nicht reprisentativ erachtet. Daher konnte die
Kommission keine aussagekriftigen Schlussfolgerungen dazu ziehen, ob das Dumping im UZU anhielt.
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(90)

(93)

*)

3.3. Wahrscheinlichkeit des Wiederauftretens des Dumpings bei Auflerkrafttreten der MafSnahmen

Die Kommission untersuchte ferner gemaf Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung die Wahrscheinlichkeit eines
Wiederauftretens des Dumpings im Falle eines Auferkrafttretens der Mafnahmen. Dabei wurden die folgenden
zusitzlichen Faktoren analysiert: das Verhltnis zwischen den chinesischen Preisen fiir Ausfuhren in Drittlinder und
dem fur China rechnerisch ermittelten Normalwert, die Produktionskapazitit und die Kapazititsreserven in der VR
China, die Verfuigbarkeit anderer Markte und die Attraktivitit des Unionsmarktes.

a) Ausfuhren in Drittlander

Basierend auf den Einfuhrstatistiken des GTA ermittelte die Kommission, welche Linder im Untersuchungszeitraum
der Uberpriifung die beiden groften Einfiihrer von PSC-Drihten und -Litzen aus der VR China waren: die
Philippinen und Siidkorea. Die in diese beiden Mirkte ausgefihrten Mengen belaufen sich auf 39 % des
EU-Verbrauchs. Da die Kommission zu dem Schluss gelangt war, dass es in diesem Fall nicht angemessen ist, die
Inlandspreise und -kosten in China zur Ermittlung des Normalwerts heranzuziehen, wurde der rechnerisch
ermittelte Normalwert fiir China, wie er in Abschnitt 3.2.2 bestimmt wurde, als ErsatzgrofSe fir den Vergleich mit
den Preisen der chinesischen Ausfuhren von PSC-Drihten und -Litzen in diese Hauptmarkte herangezogen. Dieser
Vergleich ergab, dass PSC-Drihte und -Litzen in Drittlinder zu Preisen ausgefithrt wurden, die um durchschnittlich
35 % unter dem fiir China rechnerisch ermittelten Normalwert lagen, der auf 756 EUR/Tonne beziffert wurde.

b) Produktionskapazitit und Kapazitdtsreserven in der VR China

Angesichts der fehlenden Mitarbeit seitens der chinesischen Regierung und der chinesischen Hersteller wurden die
Produktionskapazitit und die Kapazititsreserven in der VR China im Einklang mit Artikel 18 der Grundverordnung
auf der Grundlage der verfiuigbaren Informationen und insbesondere der Angaben des Antragstellers ermittelt.

Dem Antragsteller zufolge liegt die Produktionskapazitit in der VR China weit iiber den derzeitigen
Produktionsmengen und der Inlandsnachfrage auf dem chinesischen Markt. Die in den Erwidgungsgriinden 92
und 93 genannten Zahlen beziehen sich auf die Gesamtproduktion an PSC-Drahten.

Gemif den im Antrag bereitgestellten Daten belief sich die Produktion von PSC-Drahten und -Litzen in der VR China
im UZU auf 3,6 Mio. Tonnen. Das chinesische Nachfragewachstum hat sich in den letzten Jahren deutlich
verlangsamt und belduft sich bei starken Schwankungen auf durchschnittlich rund 2 %, wobei die Jahre 2015
und 2018 negative Wachstumsraten aufwiesen. Dieses durchschnittliche Wachstum fiel geringer aus als der im
selben Zeitraum zu beobachtende Produktionszuwachs. Im UZU belief sich die chinesische Nachfrage auf [3,3-3,4
Mio. Tonnen].

Dem Antragsteller zufolge belaufen sich die Kapazititsreserven bei der iiberpriiften Ware in der VR China auf rund 2
Mio. Tonnen. Zur Berechnung der Kapazititsreserven stiitzte sich der Antragsteller auf die Entwicklung der
Produktionsmengen und -kapazititen, die auf Grundlage der letzten Auslaufiiberpriffung im Rahmen desselben
Verfahrens kalkuliert wurden (*?). Der Antragsteller fithrte weiter aus, dass die chinesischen Hersteller von PSC-
Drihten und -Litzen ihre Produktionskapazitit im Bezugszeitraum erheblich ausgeweitet haben und sie auch weiter
ausbauen. Grundlage hierfiir ist ein chinesischer Produktionsindex, der einer vertraulichen Studie zu entnehmen ist.

Aus den dargelegten Griinden gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die chinesischen ausfithrenden
Hersteller {iber erhebliche Kapazititsreserven verftigen, die im Falle eines Auflerkrafttretens der Maffnahmen fiir die
Herstellung von PSC-Drihten und -Litzen zur Ausfuhr in die Union genutzt werden konnten.

c) Verfligbarkeit anderer Markte

Gegeniiber Ausfuhren von PSC-Drahten und -Litzen mit Ursprung in der VR China sind zahlreiche handelspolitische
Schutzmafinahmen und sonstige Einfuhrbeschrinkungen in Kraft. Laut Global Trade Alert werden Antidumping-
mafinahmen beispielsweise in Brasilien, Chinesisch-Taipeh, Kanada, Kolumbien, Mexiko, Stidafrika, der Tiirkei, der
Ukraine, dem Vereinigten Konigreich und den USA angewandt, Antisubventionsmafnahmen in Chinesisch-Taipeh
und den USA und Schutzmafnahmen in Chile und im Vereinigten Konigreich. Diese Maflnahmen beschrinken
nicht nur den Zugang chinesischer Hersteller zu den vorstehend genannten Markten, sondern bestitigen zudem die
anhaltenden unlauteren Handelspraktiken der chinesischen Hersteller von PSC-Drahten und -Litzen.

Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/865 der Kommission vom 4. Juni 2015 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls
auf Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspanndrihte und -Litzen aus nicht legiertem Stahl (PSC-Drahte und -Litzen) mit Ursprung in
der Volksrepublik China nach einer Uberpriifung wegen bevorstehenden AuRerkrafttretens nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1225/2009 des Rates (ABL L 139 vom 5.6.2015, S. 12).
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97)

(100)

(101)

(102)

(103)

(104)

(105)

(106)

(107)

Daher kam die Kommission zu dem Schluss, dass die chinesischen ausfithrenden Hersteller ihre Ausfuhren bei einer
Authebung der geltenden Mafinahmen wahrscheinlich zu gedumpten Preisen in die Union umlenken wiirden.

d) Attraktivitit des Unionsmarktes

Den Daten aus dem GTA zufolge erfolgte die Ausfuhr der ausfithrenden chinesischen Hersteller in ihre wichtigsten
Drittmirkte, Siidkorea und die Philippinen, zu Preisen, die um 20 % unter den durchschnittlichen Verkaufspreisen
der Unionshersteller auf dem Unionsmarkt lagen (siehe Erwdgungsgrund 116). In Anbetracht dieser Unterschiede
im Preisniveau (siche Erwidgungsgrund 158) sowie der in Erwdgungsgrund 95 ausgefiihrten Tatsache, dass der
Zugang zu verschiedenen anderen Markten aufgrund von handelspolitischen Schutzmaffnahmen eingeschrénkt ist,
ist die Ausfuhr in die Union fir die chinesischen Ausfithrer nach wie vor sehr attraktiv.

Auch aufgrund seiner Grofe ist der Unionsmarkt mit einem Gesamtverbrauch von iiber 538 344 Tonnen attraktiv
fur die chinesischen Hersteller.

€) Schlussfolgerung zur Wahrscheinlichkeit eines Wiederauftretens des Dumpings

Angesichts der vorstehenden Ausfithrungen gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass, unabhéngig davon, ob
im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung Dumping vorlag, bei einem Auferkrafttreten der Mafnahmen ein
Wiederauftreten des Dumpings bei Einfuhren aus der VR China in die Union wahrscheinlich ist.

3.4. Allgemeine Schlussfolgerung zur Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des
Dumpings

Obgleich bei der Untersuchung nicht abschliefend beurteilt werden konnte, ob die Einfuhren aus der VR China im
Untersuchungszeitraum der Uberpriifung weiterhin zu gedumpten Preisen auf den Unionsmarkt gelangten, lasst
dies nicht die Schlussfolgerung zu, dass die unlauteren Preispraktiken der chinesischen Hersteller von PSC-Drahten
und -Litzen bei einem Auslaufen der Manahmen nicht erneut auftreten wiirden.

Angesichts der erheblichen Ausfuhrmengen nach Stidkorea und in die Philippinen (211 000 Tonnen gegeniiber
lediglich 86 Tonnen in die Union) werden die Preise dieser Ausfuhren in Drittlinder als reprisentativ fur die
Feststellung potenzieller Dumpingpraktiken angesehen. Anhaltende unlautere Preispraktiken werden auch durch die
verschiedenen handelspolitischen Schutzmafinahmen bestatigt, die in anderen Landern gegeniiber den chinesischen
Ausfuhren von PSC-Drihten und -Litzen gelten.

Auflerdem fand die Kommission weitere Hinweise darauf, dass das Dumping im Falle eines AufSerkrafttretens der
Mafinahmen wahrscheinlich erneut auftreten wird.

Die ungenutzten Kapazititsreserven in der VR China sind ganz erheblich und {iberstiegen im Untersuchungs-
zeitraum der Uberpriifung den Gesamtverbrauch der Union um mehr als das Dreifache.

Die groflen- und preisbedingte Attraktivitdt des Unionsmarktes und die Tatsache, dass der Zugang zu anderen
Mirkten wegen handelspolitischer Schutzmafinahmen verschlossen bleibt, deuten darauf hin, dass die chinesischen
Ausfuhren im Falle eines AufSerkrafttretens der Manahmen wahrscheinlich in die Union (um)gelenkt wiirden.

Folglich gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass ein erneutes Auftreten des Dumpings wahrscheinlich ist,
wenn die Manahmen nicht verldngert werden.

4. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS ODER WIEDERAUFTRETENS DER SCHADIGUNG

4.1. Definition des Wirtschaftszweigs der Union und Unionsproduktion

Im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung wurde die gleichartige Ware von 18 Herstellern in der Union gefertigt.
Diese Hersteller bilden den ,Wirtschaftszweig der Union” im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der Grundverordnung.

4.2. Unionsverbrauch

Die Kommission ermittelte den Unionsverbrauch durch Addition der Verkdufe des Wirtschaftszweigs der Union auf
dem Unionsmarkt und der Einfuhren aus China und anderen Drittlindern unter Heranziehung von Eurostat-Daten
auf TARIC-Code-Ebene (TARIC: integrierter Zolltarif der Europiischen Union).



2.9.2021

Amtsblatt der Europiischen Union

L 309/23

(108) Auf dieser Grundlage ergab sich fiir den Unionsverbrauch folgende Entwicklung:

Tabelle 2
Unionsverbrauch
2016 2017 2018 uz0
Unionsverbrauch (in Tonnen) 532996 560601 568 200 538 344
Index (2016 = 100 %) 100 105 107 101

Quelle: Uberpriifte Daten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller und Daten des Wirtschaftszweigs, Eurostat (TARIC).

(109) Die Nachfrage nach PSC-Drihten und -Litzen ergibt sich in erster Linie durch die Tatigkeit im Baugewerbe
(Hauptanwendung der iiberpriiften Ware). Die Entwicklung der Nachfrage nach der tiberpriiften Ware spiegelt daher
eine allgemeine Tendenz im gesamten Baugewerbe wider.

(110) Nach einer gewissen Erholung im Baugewerbe in Europa stieg der Unionsverbrauch im Jahr 2018 um rund 7 %
gegeniiber 2016 (¥)). Auf diesen Verbrauchsanstieg folgte im UZU ein Riickgang um sechs Prozentpunkte (**) (auch
aufgrund eines Nachfrageriickgangs im Zusammenhang mit dem Bau von Windkrafttiirmen in Deutschland (*), auf
den ein grofSer Teil des Unionsverbrauchs von PSC-Drahten und -Litzen entfillt), sodass es im Bezugszeitraum zu
einem geringfiigigen Anstieg des Unionsverbrauchs um 1 % kam.

(111) Es sei vermerkt, dass die Bautitigkeit in der Union im Jahr 2020 im Vergleich zum UZU um weitere 7,8 %
zuriickging, und dass eine Erholung der Branche auf das Niveau des UZU erst fiir 2022 erwartet wird (bei einem

erwarteten Wachstum von 4,1 % fiir das Jahr 2021 und 3,4 % fiir 2022) (*).

4.3. Einfuhren aus China

4.3.1. Menge und Marktanteil der Einfuhren aus China

Einfuhrmenge und Marktanteil Chinas

Tabelle 3

Untersuchungszei-
2016 2017 2018 traum der
Uberpriifung
Einfuhrmenge (in Tonnen) 111 109 78 86
Indexierte Einfuhrmenge (2016 = 100) | 100 99 71 78
Marktanteil 0,02 % 0,02 % 0,01 % 0,02 %

Quelle: Eurostat (TARIC-Ebene).

https:/[ec.europa.cu/eurostat/statistics-explained/index.php/Construction_production_(volume)_index_overview

Es sei vermerkt, dass die Bautitigkeit in der Union im Jahr 2020 im Vergleich zum UZU um weitere 7,8 % zuriickging, und dass eine
Erholung der Branche auf das Niveau des UZU erst fiir 2022 erwartet wird (bei einem erwarteten Wachstum von 4,1 % fiir das Jahr
2021 und 3,4 % fiir 2022) — siche PRESS RELEASE 90th EUROCONSTRUCT Conference Munich, 24. November 2020, abrufbar
unter https://euroconstruct.orgfjart/prj3 wifo/datajuploads/euroconstruct/press/2020_90%20-%20EC%20Press%20Release%
20Munich.pdf (abgerufen am 5. Februar 2021).

Siche https:|/[www.cleanenergywire.org/factsheets/german-onshore-wind-power-output-business-and-perspectives.

PRESS RELEASE 90th EUROCONSTRUCT Conference Munich, 24. November 2020 (siehe https:/[euroconstruct.orgfjart/prj3/wifo/
data/uploads/euroconstruct/press/2020_90%20-%20EC%20Press%20Release%20Munich.pdf, abgerufen am 5. Februar 2021).


https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Construction_production_
https://euroconstruct.org/jart/prj3/wifo/data/uploads/euroconstruct/press/2020_90%20-%20EC%20Press%20Release%20Munich.pdf
https://euroconstruct.org/jart/prj3/wifo/data/uploads/euroconstruct/press/2020_90%20-%20EC%20Press%20Release%20Munich.pdf
https://www.cleanenergywire.org/factsheets/german-onshore-wind-power-output-business-and-perspectives
https://euroconstruct.org/jart/prj3/wifo/data/uploads/euroconstruct/press/2020_90%20-%20EC%20Press%20Release%20Munich.pdf
https://euroconstruct.org/jart/prj3/wifo/data/uploads/euroconstruct/press/2020_90%20-%20EC%20Press%20Release%20Munich.pdf
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(112) Durch die Einfuhrung und anschliefende Verlingerung der Malnahmen wurde die Einfuhr chinesischer PSC-Drihte
und -Litzen im Wesentlichen gestoppt. Im Bezugszeitraum waren die Einfuhrmengen aus der VR China gering und
bewegten sich zwischen 78 und 111 Tonnen, was einem Anteil am Unionsmarkt von 0,01-0,02 % entsprach. Zum
Vergleich: Im Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung (2007) beliefen sich die Einfuhren aus der VR
China auf 86 918 Tonnen (8 % des Unionsmarktes) und bereits 2010 war ihr Anteil auf 1 % des Unionsmarktes
zuriickgegangen.

4.3.2. Preise der Einfuhren aus China

(113) Die sehr wenigen Verkiufe der iiberpriiften Ware, die im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung aus China in die
Union zu verzeichnen waren, lassen keine aussagekriftigen Schlussfolgerungen zu.

(114) Der mutmaRliche Ausfuhrpreis wurde daher anhand der Ausfuhren von PSC-Drihten und -Litzen aus der VR China
in bestimmte Drittlinder ermittelt (siche Erwdgungsgrund 97).

(115) Konkret wurden die Preise der gleichartigen, vom Wirtschaftszweig der Union hergestellten und verkauften Ware
und die auf ihren CIF-Wert frei Grenze der Union berichtigten Preise fur in China hergestellte und in bestimmte
Drittlinder (Stidkorea und die Philippinen) verkaufte PSC-Drihte und -Litzen miteinander verglichen.

(116) Der Preisvergleich ergab, dass mit einer erheblichen Preisunterbietungsspanne von 20,3 % zu rechnen wire.

4.4, Einfuhren aus anderen Drittlindern
(117) Die Menge, der Marktanteil und die Preise der Einfuhren aus anderen Drittlindern entwickelten sich wie folgt:
Tabelle 4

Menge und Marktanteil der Einfuhren aus anderen Drittlindern

Untersu-
Land 2016 2017 2018 ﬁ‘;ﬁsz‘i
Uberpriifung

Drittlinder ohne China | Einfuhren (in Tonnen) 30 460 25937 31064 25500
insgesamt

Index 100 85 102 84

Marktanteil 5,7 % 4,6 % 5,5% 4,7 %

Preis (in EUR/Tonne) 649 770 872 836

Index (2016 = 100) 100 119 134 129
Thailand Einfuhren (in Tonnen) 3965 5174 9972 11337

Marktanteil 0,7 % 0,9% 1,8% 2,1 %

Preis (in EUR/Tonne) 607 700 859 759
Russland Einfuhren (in Tonnen) 11292 13875 8861 4875

Marktanteil 2,1% 2,5% 1,6 % 0,9 %

Preis (in EUR/Tonne) 589 717 814 746
Siidkorea Einfuhren (in Tonnen) 12600 2457 3942 3968

Marktanteil 2,4 % 0,4% 0,7 % 0,7 %

Preis (in EUR/Tonne) 608 835 896 905
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Andere Drittlander Einfuhren (in Tonnen) 2602 4431 8290 5320
(ohne China, Thailand,
Siidkorea und Russland)
Marktanteil 0,5% 0,8% 1,5% 1,0%
Preis (in EUR/Tonne) 1171 985 939 1030

Quelle: Eurostat (TARIC-Ebene).

(118) Laut den von Eurostat auf TARIC-Ebene ausgewiesenen Daten beliefen sich die Einfuhren aus anderen Drittlindern
im UZU auf insgesamt 25 500 Tonnen. Der Marktanteil der Einfuhren aus Drittlindern (ohne VR China) war im
Bezugszeitraum mit 4,6-5,7 % vergleichsweise stabil. Mehr als 50 % der Gesamteinfuhren im gesamten
Bezugszeitraum stammten aus Thailand und Russland. Weitere Ausfuhrlinder mit mengenmifig nicht
unerheblichen Einfuhren in die Union waren die Ukraine, die Tiirkei und Siidkorea.

(119) Der gewogene Durchschnittspreis der Einfuhren aus Drittlindern lag im Bezugszeitraum durchschnittlich 5,2 % tiber
dem Durchschnittspreis der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller (siche Tabelle 8), was den stabilen
Marktanteil der Einfuhren erkldren diirfte.

4.5. Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union

4.5.1. Allgemeine Bemerkungen

(120) Nach Artikel 3 Absatz 5 der Grundverordnung umfasste die Priifung der Auswirkungen der gedumpten Einfuhren
auf den Wirtschaftszweig der Union eine Beurteilung aller Wirtschaftsindikatoren, die die Lage des
Wirtschaftszweigs der Union im Bezugszeitraum beeinflussten.

(121) Bei der Ermittlung der Schiddigung unterschied die Kommission zwischen makrookonomischen und
mikrookonomischen Schadensindikatoren. Die makrookonomischen Indikatoren bewertete die Kommission
anhand der vom Verband des Wirtschaftszweigs der Union (ESIS) iibermittelten Daten und der iiberpriiften
Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller. Die Daten bezogen sich auf alle
Unionshersteller. Die mikrookonomischen Indikatoren bewertete die Kommission anhand der Daten in den
Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller. Die Daten bezogen sich auf die in die
Stichprobe einbezogenen Unionshersteller. Beide Datensdtze wurden als reprasentativ fiir die wirtschaftliche Lage
des Wirtschaftszweigs der Union angesehen.

(122) Bei den makrookonomischen Indikatoren handelt es sich um: Produktion, Produktionskapazitit, Kapazitits-
auslastung, Verkaufsmenge, Marktanteil, Wachstum, Beschiftigung, Produktivitit, Hohe der Dumpingspanne und

Erholung von fritherem Dumping.

(123) Bei den mikrookonomischen Indikatoren handelt es sich um: durchschnittliche Stiickpreise, Stiickkosten,
Arbeitskosten, Lagerbestinde, Rentabilitit, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite (ROI) und Kapitalbeschaffungs-
moglichkeiten.

4.5.2. Makrookonomische Indikatoren

4.5.2.1. Produktion, Produktionskapazitit und Kapazititsauslastung

(124) Die gesamte Unionsproduktion, die Produktionskapazitit und die Kapazititsauslastung entwickelten sich im
Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 5

Produktion, Produktionskapazitit und Kapazititsauslastung der Unionshersteller

Untersuchungszei-
2016 2017 2018 _traum der
Uberpriifung

Produktionsmenge (in Tonnen) 640180 687 215 678242 658922




L 309/26 Amtsblatt der Europdischen Union 2.9.2021

Index (2016 = 100) 100 107 106 103
Produktionskapazitit (in Tonnen) 838776 850085 866952 946 481
Index (2016 = 100) 100 101 103 113
Kapazititsauslastung 76 % 81 % 78 % 70 %

Quelle: Vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegte Daten und iiberpriifte Fragebogenantworten der in die Stichprobe
einbezogenen Unionshersteller.

(125) Die Unionsproduktion stieg im Bezugszeitraum um 3 % und folgte weitgehend der Entwicklung des Verbrauchs der
tiberpriiften Ware auf dem Unionsmarkt (Anstieg um 5-7 % im Zeitraum 2017-2018, gefolgt von einem Riickgang
im UZU).

(126) Die Produktionskapazitit stieg im UZU um 10 % gegeniiber 2018 (bzw. um 13 % im gesamten Bezugszeitraum);
ursidchlich hierfiir waren die Investitionen mehrerer Unionshersteller (u. a. in den Aufbau neuer Produktionslinien),
die auf der Nachfrageentwicklung in den Jahren 2017-2018 beruhten, als der Bausektor Wachstum verzeichnete.

(127) Anderungen bei den vorstehenden Indikatoren (d. h. ein iiber die tatsichliche Produktion hinausgehender Ausbau
der Produktionskapazititen) fithrten in der Folge zu einem Riickgang der Kapazititsauslastung. Der
Auslastungsgrad bewegte sich zwar weiter in einem tragfihigen Rahmen, ging im Bezugszeitraum aber von 76 %
auf 70 % zuriick.

4.5.2.2. Verkaufsmenge und Marktanteil
(128) Verkaufsmenge und Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:
Tabelle 6

Verkaufsmenge und Marktanteil der Unionshersteller

Untersuchungszei-
2016 2017 2018 traum der
Uberpriifung
Verkaufsmenge in der Union (in 500026 532455 534957 510857
Tonnen)
Index (2016 = 100) 100 106 107 102
Marktanteil 94 % 95 % 94 % 95 %

Quelle: Vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegte Daten und iiberpriifte Fragebogenantworten der in die Stichprobe
einbezogenen Unionshersteller.

(129) Die Verkaufsmenge der gleichartigen Ware des Wirtschaftszweigs der Union nahm im Bezugszeitraum parallel zum
Unionsverbrauch um 2 % zu.

(130) Der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union blieb innerhalb des Bezugszeitraums stabil.

4.5.2.3. Wachstum

(131) Von 2016 bis zum UZU stieg der Unionsverbrauch um 1 % an. Die Verkaufsmenge des Wirtschaftszweigs der Union
stieg um 2 %, was zu einem leichten Anstieg des Marktanteils um 1 % gegeniiber 2016 auf 95 % im UZU fiihrte.
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4.5.2.4. Beschaftigung und Produktivitit
(132) Beschiftigung und Produktivitit entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:
Tabelle 7

Beschiftigung und Produktivitiit der Unionshersteller

Untersuchungszei-
2016 2017 2018 traum der
Uberpriifung
Zahl der Beschaftigten 957 983 1040 1053
Index (2016 = 100) 100 103 109 110
Produktivitit (in Tonnen je 669 699 652 626
Beschiftigten)
Index (2016 = 100) 100 104 98 94

Quelle: Vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegte Daten und iiberpriifte Fragebogenantworten der in die Stichprobe
einbezogenen Unionshersteller.

(133) Die Beschiftigung im Wirtschaftszweig der Union stieg im Bezugszeitraum um 10 %. Aufgrund des langsameren
Produktionszuwachses in diesem Zeitraum ging die Produktivitit gleichzeitig um 6 % zuriick.

4.5.2.5. Hohe der Dumpingspanne und Erholung von fritherem Dumping

(134) Wie in Erwdgungsgrund 87 festgestellt, wurden die chinesischen Ausfuhrverkiufe in die Union im Hinblick auf Preis
und Mengen nicht als repréasentativ angesehen. In dem betreffenden Zeitraum konnte daher kein Dumping auf dem
Unionsmarkt ermittelt werden.

(135) Dem vom Druck durch gedumpte Einfuhren aus China entlasteten Wirtschaftszweig der Union gelang es, die
Herausforderungen zu bewiltigen, die sich aus Nachfrageschwankungen und steigenden Preisen fiir Walzdraht, den

Hauptrohstoff zur Herstellung von PSC-Drihten und -Litzen, ergaben. Dennoch ist der Wirtschaftszweig weiterhin
anfillig, wie die nahe der Kostendeckung liegenden Gewinnspannen und die hohe Volatilitit der Nachfrage zeigen.

4.5.3. Mikrockonomische Indikatoren

4.5.3.1. Preise und die Preise beeinflussende Faktoren

(136) Die durchschnittlichen Verkaufspreise, die der Wirtschaftszweig der Union unabhingigen Abnehmern in der Union
in Rechnung stellte, und die Stiickkosten entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 8

Durchschnittliche Verkaufspreise in der Union und Stiickkosten

Untersuchungszei-
2016 2017 2018 traum der
Uberpriifung

Durchschnittlicher Verkaufsstiickpreis | 639 715 868 752

in der Union (in EUR/Tonne)

Index (2016 = 100) 100 112 136 118
Herstellstiickkosten 676 746 860 803

(in EUR[Tonne)

Index (2016 = 100) 100 110 127 119

Quelle: Uberpriifte Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller.
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(137) Der durchschnittliche Stiickverkaufspreis, der unabhingigen Abnehmern in der Union vom Wirtschaftszweig der
Union in Rechnung gestellt wurde, stieg im Bezugszeitraum um 18 %, wobei 2018 ein voriibergehender
Preisanstieg um 36 % gegeniiber 2016 festzustellen war.

(138) Die Entwicklung der Verkaufspreise spiegelte im Wesentlichen den Anstieg der Herstellkosten wider, der
hauptsichlich bei den Kosten fiir Walzdraht, dem Hauptrohstoff fir die Herstellung von PSC-Drihten und -Litzen,
zu verzeichnen war. Die leichte Umkehr dieses Trends im Jahr 2019 war mit dem Preisdruck verbunden, der durch
die kombinierte Wirkung der Abnahme des Unionsverbrauchs zustande kam.
4.5.3.2. Arbeitskosten

(139) Die durchschnittlichen Arbeitskosten entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 9
Durchschnittliche Arbeitskosten je Beschiftigten
Untersuchungszei-
2016 2017 2018 traum der
Uberpriifung
Durchschnittliche Arbeitskosten je 39592 40377 41721 42371
Beschiftigten (in EUR je Beschiftigten)
Index (2016 = 100) 100 102 105 107
Quelle: Uberpriifte Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller.

(140) Die durchschnittlichen Arbeitskosten je Beschiftigten stiegen im Bezugszeitraum um 7 %.
4.5.3.3. Lagerbestinde

(141) Die Lagerbestinde entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 10
Lagerbestiinde
Untersuchungszei-
2016 2017 2018 _traum der
Uberpriifung

Schlussbestinde (in Tonnen) 8871 10597 93827 9096
Index (2016 = 100) 100 119 111 103
Schlussbestinde als Prozentsatz der 3,0 % 3,7 % 3,5% 3,1%
Produktion
Quelle: Uberpriifte Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller.

(142) Die Schlussbestinde der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller blieben im Bezugszeitraum stabil und
stiegen nur geringfiigig um 3 %. Im UZU machten die Lagerbestinde rund 3 % ihrer Produktion aus. Die
vorstehenden Zahlen deuten darauf hin, dass die Verkaufs- und Produktionsmengen der in die Stichprobe
einbezogenen Unionshersteller in einem duferst ausgewogenen Verhaltnis standen.
4.5.3.4. Rentabilitat, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapitalbeschaffungsmaoglichkeiten

(143) Rentabilitdt, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:
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Tabelle 11
Rentabilitit, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite

Untersuchungszei-
2016 2017 2018 traum der
Uberpriifung
Rentabilitit der Verkdufe an 2% 1% 6% -1%
unabhingige Abnehmer in der Union
(in % des Umsatzes)
Cashflow (in EUR) 8026311 2095475 14174734 6744 880
Index (2016 = 100) 100 26 177 84
Investitionen (in EUR) 1070047 3374137 3419199 4322493
Index (2016 = 100) 100 315 320 404
Kapitalrendite 9% 6 % 37 % -9 %

Quelle: Uberpriifte Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller.

(144) Die Kommission ermittelte die Rentabilitit des Wirtschaftszweigs der Union als Nettogewinn vor Steuern aus den
Verkdufen der gleichartigen Ware an unabhingige Abnehmer in der Union, ausgedriickt in Prozent des mit diesen
Verkiufen erzielten Umsatzes. Insgesamt war die Rentabilitit im Bezugszeitraum niedrig und bewegte sich — mit
Ausnahme des Jahres 2018 — nahe der Gewinnschwelle. Ein niherer Blick zeigt, dass die in die Stichprobe
einbezogenen Unionshersteller ihre Rentabilitit im Bezugszeitraum bis 2018 von 2 % auf 6 % verbessern konnten,
als eine hohe Nachfrage infolge des Marktwachstums im Baugewerbe der Union mit einer Situation zusammentraf,
in der die Unionshersteller von PSC-Drihten und -Litzen die Kostensteigerungen fir Walzdraht weiterreichen
konnten. Im UZU ging die Rentabilitit dann bis knapp unter die Gewinnschwelle zuriick. Die negative Entwicklung
der Rentabilitit und der Riickgang der Verkaufspreise im Jahr 2019 waren eine Folge der schwicher als erwartet
ausfallenden Nachfrage und der hohen Walzdrahtpreise im selben Jahr.

(145) Unter dem Nettocashflow ist die Fahigkeit des Wirtschaftszweigs der Union zu verstehen, seine Tatigkeiten zu
finanzieren. Der Nettocashflow blieb wihrend des gesamten Bezugszeitraums positiv und folgte in der zweiten
Hilfte des Zeitraums demselben Trend wie die Rentabilitit, d. h. auf eine deutliche Verbesserung im Jahr 2018 folgte
im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung ein Riickgang um 16 % gegeniiber dem Beginn des Bezugszeitraums.

(146) Die Vervierfachung der Investitionen im Bezugszeitraum zeigt, dass der Wirtschaftszweig der Union weiterhin
Anstrengungen unternimmt, um seine Effizienz zu steigern, neue Mirkte zu durchdringen und auf dem
Unionsmarkt wie auch weltweit wettbewerbsfihig zu bleiben. Die Investitionen betrafen hauptsichlich die
Modernisierung und Ersetzung der Produktionsanlagen und Ausriistungen.

(147) Die Kapitalrendite aus der Produktion und dem Verkauf der gleichartigen Ware folgte demselben Trend wie die
Rentabilitit; sie war in den ersten drei Jahren des Bezugszeitraums positiv und stieg 2018 stark an, bevor sie im
Untersuchungszeitraum der Uberpriifung in den Negativbereich rutschte (-9 %).

4.5.4. Schlussfolgerung zur Lage des Wirtschaftszweigs der Union

(148) Die Untersuchung ergab, dass die Lage des Wirtschaftszweigs der Union auf Makroebene entsprechend dem
allgemeinen leichten Wachstumstrend beim Verbrauch (+ 1 % im Bezugszeitraum), der die leichte Steigerung der
Produktions- und Verkaufsmenge des Wirtschaftszweigs der Union beeinflusste, stabil blieb.

(149) Weiterhin zeigte die Untersuchung, dass sich der Wirtschaftszweig auf Mikroebene in einer eher positiven, wenn
auch noch immer prekiren Lage befand. Rentabilitdt und Cashflow waren im Bezugszeitraum positiv, wobei sich
die Rentabilitdt aufgrund der schwicher als erwartet ausfallenden Nachfrage im Baugewerbe dann — allerdings sehr
nahe an der Gewinnschwelle — ins Negative kehrte, was jedoch erst im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung
der Fall war. Im Zuge einer Erholung des Baumarktes in der Union dirfte sich die Lage des Wirtschaftszweigs
indessen verbessern.

(150) Die wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union war somit nicht schidigend, und das Bestehen von
Antidumpingmafinahmen gegeniiber den Einfuhren der tiberpriiften Ware aus China war der Hauptgrund fiir die
vergleichsweise positive Lage.
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(151) Auf der Grundlage der vorstehenden Ausfiihrungen gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass der
Wirtschaftszweig der Union im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung keine bedeutende Schadigung im Sinne
von Artikel 3 Absatz 5 der Grundverordnung erlitt.

5. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES WIEDERAUFTRETENS DER SCHADIGUNG

(152) In Erwdgungsgrund 151 stellte die Kommission fest, dass der Wirtschaftszweig der Union im Untersuchungs-
zeitraum der Uberpriifung keine bedeutende Schidigung erlitten hat. Daher priifte die Kommission in einem
weiteren Schritt die Wahrscheinlichkeit eines Wiederauftretens der urspriinglich durch die gedumpten Einfuhren aus
China verursachten Schidigung im Falle eines Auferkrafttretens der Mafinahmen.

(153) Um die Wahrscheinlichkeit eines Wiederauftretens der Schadigung im Falle des AufSerkrafttretens der Mafinahmen
zu ermitteln, wurden die folgenden Elemente analysiert: a) Produktionskapazitit und Kapazititsreserven in China,
b) wahrscheinliches Preisniveau der Einfuhren aus China ohne Antidumpingmafinahmen und c) Attraktivitit des
Unionsmarktes.

5.1. Produktionskapazitit und Kapazititsreserven in China

(154) Trotz des hohen chinesischen Verbrauchs iibertraf das Produktionstempo (iiber 233000 Tonnen) den
Inlandsverbrauch, wodurch der Druck, Ausfuhren in Drittlinder zu titigen, stieg.

(155) Deutlich erkennbar ist auch die Uberkapazitit Chinas — nach Angaben des Antragstellers belief sich der
Jahresausstoff Chinas an PSC-Drihten und -Litzen im Jahr 2019 auf rund 3,6 Mio. Tonnen und die geschitzte
Kapazitit auf 4,5 bis 5,6 Mio. Tonnen (¥). Die nicht genutzten Kapazititsreserven in China (rund 2 Mio. Tonnen)
iibersteigen das Volumen des Unionsmarkts um mindestens das Dreifache.

5.2. Wahrscheinliches Preisniveau der Einfuhren aus China ohne Antidumpingmafnahmen und
Auswirkungen auf den Wirtschaftszweig der Union

(156) In Erwidgungsgrund 96 wurde der Schluss gezogen, dass die chinesischen ausfithrenden Hersteller bei einem
Auferkrafttreten der Mafnahmen wahrscheinlich groe Mengen an PSC-Drihten und -Litzen in die Union
ausfithren wiirden und dass diese Ausfuhren zu gedumpten Preisen erfolgen diirften.

(157) Die Einfithrung von Maflnahmen im Jahr 2009 scheint die chinesischen Ausfithrer davon abgehalten zu haben, ihre
Ware weiterhin unter Praktizierung von Dumping in groffen Mengen und zu niedrigen Preisen auf den Unionsmarkt
zu bringen. Infolgedessen werden lediglich unerhebliche Mengen aus China in die Union eingefiihrt.

(158) Was die chinesischen Ausfuhrpreise auf den wichtigsten Zielmarkten (Stidkorea und Philippinen, auf die rund 40 %
des Unionsverbrauchs entfallen) angeht, so lagen diese um 20,3 % unter den Verkaufspreisen des Wirtschaftszweigs
der Union. Dies zeigt, dass die chinesischen Ausfiihrer einen erheblichen Teil ihrer Ausfuhren auf andere Markte
umgelenkt haben, und zwar zu Preisen, die deutlich niedriger waren als die Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs
der Union auf dem Unionsmarkt.

5.3. Attraktivitit des Unionsmarktes

(159) Wie in den Erwigungsgriinden 97 und 98 dargelegt, ist der Unionsmarkt in Bezug auf seine Grofe und sein
Preisniveau attraktiv.

(160) Die erhebliche Grofle des Unionsmarktes, die derzeitige relative Stirke seiner Wihrung und die hoheren
Unionspreise im Vergleich zu anderen fiir chinesische Hersteller wichtigen Drittlandsmérkten machen die Union zu
einem duferst attraktiven Markt. Durch die hohe wahrscheinliche Preisunterbietungsspanne, die auf einem Vergleich
der chinesischen Preise fiir Ausfuhren in Drittlinder und der Preise des Wirtschaftszweigs der Union basiert, wird der
Unionsmarkt fir chinesische Hersteller attraktiver als andere groffe Ausfuhrmarkte. Im Falle eines Auflerkrafttretens
der Manahmen konnten die chinesischen ausfithrenden Hersteller zu Preisen in die Union exportieren, die iiber
denen fiir Verkdufe in Drittlinder ldgen, gleichwohl aber die Preise des Wirtschaftszweigs der Union unterbéten.

(*) Gemaf$ den Zahlen aus der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/865 der Kommission vom 4. Juni 2015 zur Einfithrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls auf Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspanndrihte und -Litzen aus nicht legiertem Stahl (PSC-
Drihte und -Litzen) mit Ursprung in der Volksrepublik China nach einer Uberpriifung wegen bevorstehenden Auferkrafttretens nach
Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates (Erwigungsgrund 46) und aufgrund der Tatsache, dass die
Produktionskapazitit in China analog zur Produktionsmenge wuchs.
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(161) Hinzu kommt, dass, wie in Erwdgungsgrund 95 dargelegt, auch auf anderen groflen Markten wie den USA, Brasilien,
Kanada und der Tiirkei Mafnahmen gegeniiber den Einfuhren von PSC-Drihten und -Litzen aus China gelten. Daher
wire die Union natiirlich ein sehr attraktiver Markt fiir chinesische Ausfuhren, wenn die Unionsmaflnahmen aufler
Kraft treten wiirden.

5.4. Schlussfolgerung

(162) In Anbetracht der Untersuchungsergebnisse, namlich der geschitzten chinesischen Kapazititsreserven und des zu
erwartenden Preisniveaus chinesischer Ausfuhren in die EU, ist davon auszugehen, dass die Nichtverlingerung der
Mafinahmen hochstwahrscheinlich ein Wiederauftreten der Schidigung sowie eine Verschlechterung der weiterhin
fragilen Lage des Wirtschaftszweigs der Union aufgrund einer zu erwartenden Zunahme chinesischer Einfuhren zu
gedumpten, die Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der Union unterbietenden Preisen zur Folge hitte.

6. UNIONSINTERESSE

(163) Die Kommission hat nach Artikel 21 der Grundverordnung gepriift, ob eine Aufrechterhaltung der bestehenden
Antidumpingmafinahmen gegeniiber China dem Interesse der Union insgesamt zuwiderlaufen wiirde. Bei der
Ermittlung des Unionsinteresses wurden die Interessen aller Beteiligten beriicksichtigt, einschlieBlich der Interessen
des Wirtschaftszweigs der Union, der Einfithrer und der Verwender.

(164) Alle interessierten Parteien erhielten nach Artikel 21 Absatz 2 der Grundverordnung Gelegenheit, ihren Standpunkt
darzulegen.

(165) Auf dieser Grundlage priifte die Kommission, ob ungeachtet der Schlussfolgerungen zur Wahrscheinlichkeit eines
Wiederauftretens des Dumpings und der Schadigung zwingende Griinde dafiir sprachen, dass die Aufrechterhaltung
der geltenden Maflnahmen nicht im Interesse der Union ldge. Es sei daran erinnert, dass in der Ausgangsun-
tersuchung festgestellt wurde, dass die Einfilhrung der Mainahmen dem Interesse der Union nicht zuwiderlief.

6.1. Interesse des Wirtschaftszweigs der Union

(166) Wie in Erwidgungsgrund 150 dargelegt, konnte der Wirtschaftszweig der Union infolge der Mafinahmen in eine
relativ giinstige mikrodkonomische Lage gelangen und diese aufrechterhalten. Der Wirtschaftszweig der Union
erholt sich und hat Mafnahmen zur Effizienzsteigerung ergriffen sowie Investitionen getitigt, um wettbewerbsfahig
zu bleiben. Wie die nahe der Rentabilititsschwelle liegenden Gewinnspannen belegen, bleibt die Lage des
Wirtschaftszweigs jedoch fragil, was auf seine begrenzte Fahigkeit zur Weitergabe von Preissteigerungen bei den
Rohstoffen und eine nachlassende Wirtschaftstatigkeit im (von einer hohen Nachfragevolatilitit geprigten)
Baugewerbe zuriickzufithren ist. Die Aufhebung der Mafnahmen diirfte daher zum Wiederauftreten einer
bedeutenden Schiddigung durch gedumpte Niedrigpreiseinfuhren auf den Unionsmarkt fithren und so die fragile
Lage des Wirtschaftszweigs der Union weiter verschlechtern.

(167) Bei einer Beibehaltung der Mafnahmen diirfte der Wirtschaftszweig der Union in der Lage sein, seine Betriebsinves-
titionen zu realisieren, letztendlich seine Rentabilitt zu steigern und die groffe Zahl von Arbeitsplitzen zu erhalten.

(168) Eine Aufrechterhaltung der Mainahmen gegeniiber China kime daher dem Wirtschaftszweig der Union zugute.

6.2. Interesse der Einfiihrer/Hindler

(169) Wie in Erwdgungsgrund 12 erwahnt, meldeten sich nach der Veroffentlichung der Einleitungsbekanntmachung und
wihrend der Untersuchung keine Einfithrer (dhnlich wie bei der vorausgegangenen Auslaufiiberpriifung). Obwohl
nicht ausgeschlossen werden kann, dass die Einfihrung der Manahmen negative Auswirkungen auf ihre Tatigkeit
hatte, sind die Einfilhrer nicht von China abhingig und konnen die iiberpriifte Ware tiber andere Lander wie
Thailand und Russland beziehen. Daher wird (dhnlich wie in der vorausgegangenen Auslaufiiberpriifung) der
Schluss gezogen, dass es aus Sicht der Einfithrer keine zwingenden Griinde gibt, die geltenden Mafnahmen nicht zu
verlingern.
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6.3. Interesse der Verwender

(170) Nach Veroffentlichung der Einleitungsbekanntmachung und wiahrend der Untersuchung meldete sich kein
Verwender. Daher gab es keine Hinweise darauf, dass die Schlussfolgerungen aus der letzten Auslaufiberpriifung (*)
nicht mehr giiltig sind und dass die Aufrechterhaltung der Mafinahmen negative Auswirkungen auf die Verwender
hitte, die die positiven Auswirkungen der Maffnahmen iiberwiegen.

6.4. Schlussfolgerung zum Unionsinteresse

(171) Aus den genannten Griinden kam die Kommission zu dem Schluss, dass im Hinblick auf das Unionsinteresse keine
zwingenden Griinde gegen die Verlingerung der geltenden Antidumpingmaffnahmen gegeniiber den Einfuhren aus
China sprechen.

7. ANTIDUMPINGMARNAHMEN

(172) Aus den dargelegten Erwidgungen sollten nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung die Antidumping-
mafinahmen gegeniiber den Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspanndrihte und -Litzen aus nicht legiertem Stahl
(PSC-Drahte und -Litzen) mit Ursprung in der Volksrepublik China, wie sie aufgrund der Verordnung (EU) 2015/865
in der durch die Verordnung (EU) 2019/1382 gednderten Fassung gelten, aufrechterhalten werden.

(173) Die in der vorliegenden Verordnung aufgefiihrten unternehmensspezifischen Antidumpingzolle gelten
ausschlieflich fur die Einfuhren der tiberpriiften Ware, die von den namentlich genannten juristischen Personen
hergestellt werden. Einfuhren der tiberpriiften Ware, die von anderen, im verfiigenden Teil dieser Verordnung nicht
ausdriicklich genannten Unternechmen (einschlieBlich der mit den ausdriicklich genannten Unternehmen
verbundenen Unternehmen) hergestellt wurden, konnen diese unternehmensspezifischen Zolle nicht in Anspruch
nehmen, sondern sollten dem fiir ,alle ibrigen Unternehmen“ geltenden Zoll unterliegen. Fiir sie sollte keiner der
unternehmensspezifischen Antidumpingzolle gelten.

(174) Ein Unternehmen kann die Anwendung dieser unternehmensspezifischen Antidumpingzollsitze beantragen, falls es
spater seinen Namen andert. Der Antrag ist an die Kommission zu richten (¥). Er muss alle sachdienlichen
Informationen enthalten, aus denen hervorgeht, dass die Anderung das Recht des Unternehmens auf
Inanspruchnahme des fiir dieses Unternehmen geltenden Zollsatzes unberiihrt lisst. Wenn die Namensidnderung
des Unternchmens dieses Recht nicht beriithrt, wird eine Verordnung iiber die Namensinderung im Amtsblatt der
Europdischen Union veroffentlicht.

(175) Alle interessierten Parteien wurden iiber die wesentlichen Tatsachen und Erwigungen unterrichtet, auf deren
Grundlage beabsichtigt wurde, die Aufrechterhaltung der geltenden Mafnahmen zu empfehlen. Gleichzeitig wurde
ihnen eine Frist zur Stellungnahme eingerdumt. Der Antragsteller iibermittelte Stellungnahmen zum Umfang der
Schutzmafnahmen (vgl. Erwdgungsgriinde 177 bis 178).

(176) Nach Artikel 109 der Verordnung 2018/1046 (**) wird, wenn ein Betrag infolge einer Entscheidung des
Gerichtshofes der Europdischen Union erstattet werden muss, der von der Europiischen Zentralbank fiir ihre
Hauptrefinanzierungsgeschifte zugrunde gelegte und am ersten Kalendertag jedes Monats geltende Zinssatz
angewandt, der im Amtsblatt der Europdischen Union, Reihe C, veroffentlicht wird.

(**) Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/865 der Kommission vom 4. Juni 2015 zur Einfiihrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls
auf Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspanndrahte und -Litzen aus nicht legiertem Stahl (PSC-Drihte und -Litzen) mit Ursprung in
der Volksrepublik China nach einer Uberpriifung wegen bevorstehenden AufRerkrafttretens nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 12252009 des Rates (ABL L 139 vom 5.6.2015, S. 12), Erwdgungsgriinde 121-123.

(*) Europdische Kommission, Generaldirektion Handel, Direktion H, Rue de la Loi 170, 1040 Briissel, Belgien.

() Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 {iber die Haushaltsordnung fiir
den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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(177) Mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/159 der Kommission (*!) fithrte die Kommission fiir einen Zeitraum
von drei Jahren eine Schutzmaffnahme fiir bestimmte Stahlerzeugnisse ein. Die Schutzmafinahme wurde mit der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/1029 der Kommission (*) bis zum 30. Juni 2024 verlingert. Bei der
tiberpriiften Ware (genauer gesagt der Ware, die derzeit unter den KN-Codes ex 7217 10 90 und ex 7217 20 90
eingereiht wird) handelt es sich um eine der Warenkategorien, die unter die betreffende Schutzmafinahme fallen.
Werden die im Rahmen der SchutzmaRnahme festgelegten Zollkontingente iiberschritten, wiirde auf dieselben
Einfuhren deshalb sowohl der aufSerhalb des Kontingents geltende Zollsatz als auch der Antidumpingzoll fillig. Da
sich eine solche Kumulierung von Antidumpingmafnahmen mit Schutzmafnahmen stirker auf den Handel
auswirken kann als gewiinscht, beschloss die Kommission fiir die Geltungsdauer des Schutzzolls, in Bezug auf die
tiberpriifte Ware eine gleichzeitige Anwendung des Antidumpingzolls und des auferhalb des Kontingents geltenden
Zollsatzes zu verhindern.

(178) Dies bedeutet, dass in Fillen, in denen der in Artikel 1 Absatz 6 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/159
genannte, auferhalb des Kontingents geltende Zollsatz auf die iiberpriifte Ware anwendbar wird und die Hohe der
Antidumpingzolle gemidfl der vorliegenden Verordnung iibersteigt, nur der gemafl Artikel 1 Absatz 6 der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/159 fiir auerhalb des Kontingents geltende Zollsatz erhoben wird. Fiir die
Dauer der gleichzeitigen Anwendung der Schutzzolle und der Antidumpingzolle wird die Erhebung der gemafd der
vorliegenden Verordnung eingefithrten Zolle ausgesetzt. Wird der in Artikel 1 Absatz 6 der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2019/159 genannte, aulerhalb des Kontingents geltende Zollsatz auf die iberpriifte Ware
anwendbar und ist dieser in einer Hohe festgesetzt, die niedriger ist als die in der vorliegenden Verordnung
vorgesehenen Antidumpingzélle, so wird der in Artikel 1 Absatz 6 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/159
genannte, auflerhalb des Kontingents geltende Zollsatz zuziiglich der Differenz zwischen diesem Zoll und den mit
der vorliegenden Verordnung eingefiihrten Antidumpingzéllen erhoben. Der anteilige Betrag der nicht erhobenen
Antidumpingzolle wird ausgesetzt.

(179) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Malnahmen stehen im Einklang mit der Stellungnahme des nach Artikel 15
Absatz 1 der Grundverordnung eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Es wird ein endgiiltiger Antidumpingzoll eingefiihrt auf die Einfuhren von nicht tiberzogenem Draht aus nicht
legiertem Stahl, von iiberzogenem oder verzinktem Draht aus nicht legiertem Stahl sowie von Litzen aus nicht legiertem
Stahl (auch iiberzogen) aus hochstens 18 Einzeldrihten mit einem Kohlenstoffgehalt von 0,6 GHT oder mehr und einer
grofiten Querschnittsabmessung von mehr als 3 mm mit Ursprung in der Volksrepublik China, die derzeit unter den
KN-Codes €x72171090, ex72172090, ex73121061, ex73121065 und ex73121069 (TARIC-Codes
7217109010, 7217209010, 7312106191, 73121065 91 und 731210 69 91) eingereiht werden. Vom geltenden
Antidumpingzoll ausgenommen sind galvanisierte (aber nicht mit anderem Material zusdtzlich beschichtete) Litzen aus
sieben Einzeldrahten, bei denen die Querschnittsabmessung des Kerndrahtes identisch ist mit der Querschnittsabmessung
oder weniger als 3 % grofer ist als die Querschnittsabmessung jedes der sechs anderen Drihte.

(2)  Fir die in Absatz 1 beschriebenen und von den nachstehend aufgefithrten Unternechmen hergestellten Waren gelten
folgende endgiiltige Antidumpingzollsitze auf den Nettopreis frei Grenze der Union, unverzollt:

Unternchmen TARIC-Zusatzcode Antidumpingzoll
Kiswire Qingdao, Ltd., Qingdao A899 0%
Ossen Innovation Materials Co. Joint Stock Company Ltd, Maanshan, | A952 31,1 %

und Ossen Jiujiang Steel Wire Cable Co. Ltd, Jiujiang

Alle tibrigen Unternehmen A999 46,20 %

(") Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/159 der Kommission vom 31. Januar 2019 zur Einfilhrung endgiiltiger Schutzmaffnahmen
gegeniiber den Einfuhren bestimmter Stahlerzeugnisse (ABL L 31 vom 1.2.2019, S. 27).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/1029 der Kommission vom 24. Juni 2021 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)
2019/159 der Kommission und zur Verlingerung der Schutzmafinahme gegeniiber den Einfuhren bestimmter Stahlerzeugnisse (ABI.
L 225Ivom 25.6.2021, S. 1).
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(3)  Die Anwendung des fiir die in Absatz 2 genannten Unternehmen festgelegten individuellen Zollsatzes setzt voraus,
dass den Zollbehorden der Mitgliedstaaten eine giiltige Handelsrechnung vorgelegt wird, die den Vorgaben im Anhang
entspricht. Wird keine solche Handelsrechnung vorgelegt, so findet der fiir alle iibrigen Unternehmen geltende Zollsatz
Anwendung.

(4)  Um die gleichzeitige Anwendung des Antidumpingzolls und der mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/159
eingefiihrten Schutzmaflnahme zu verhindern, wird in Fillen, in denen der Kontingentzollsatz gemafS Artikel 1 Absatz 6
der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/159 auf die tiberpriifte Ware anwendbar wird und dieser die mit der
vorliegenden Verordnung festgelegte Hohe der Antidumpingzolle iibersteigt, nur der Kontingentzollsatz gemafd Artikel 1
Absatz 6 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/159 erhoben. Fir die Dauer der gleichzeitigen Anwendung der
Schutzzélle und der Antidumpingzélle wird die Erhebung der gemidf der vorliegenden Verordnung eingefithrten Zolle
ausgesetzt. Wird der in Artikel 1 Absatz 6 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/159 genannte, auflerhalb des
Kontingents geltende Zollsatz auf die tiberpriifte Ware anwendbar und ist dieser in einer Hohe festgesetzt, die niedriger ist
als die in der vorliegenden Verordnung vorgeschenen Antidumpingzolle, so wird der in Artikel 1 Absatz 6 der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/159 genannte, aulerhalb des Kontingents geltende Zollsatz zuziiglich der Differenz
zwischen diesem Zoll und den mit der vorliegenden Verordnung eingefithrten Antidumpingzollen erhoben. Der anteilige
Betrag der nicht erhobenen Antidumpingzélle wird ausgesetzt.

(5)  Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden Zollbestimmungen Anwendung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 1. September 2021.

Fiir die Kommission
Die Prdsidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG

Die in Artikel 1 Absatz 3 dieser Verordnung genannte giiltige Handelsrechnung muss eine Erklirung in folgender Form
enthalten, die von einer dafiir zustdndigen Person des Unternehmens datiert und unterzeichnet wurde:

1. Name und Funktion der zustindigen Person des Unternehmens, das die Handelsrechnung ausgestellt hat.

2. Folgende Erklirung:

,Der/die Unterzeichnete versichert, dass die auf dieser Rechnung ausgewiesenen und zur Ausfuhr in die Européische
Union verkauften [Mengenangabe] PSC-Drihte und -Litzen von [Name und Anschrift des Unternehmens] ([TARIC-
Zusatzcode]) in [betroffenes Land] hergestellt wurden und dass die Angaben auf dieser Rechnung vollstindig und
richtig sind.”

Datum und Unterschrift
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2018 der Kommission vom 11. Mirz 2019 zur
Erginzung der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europiischen Parlaments und des Rates im Hinblick

auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Kiihlgeriten mit Direktverkaufsfunktion

(Amtsblatt der Europdischen Union L 315 vom 5. Dezember 2019)

Auf Seite 174, in Anhang IV, Tabelle 4, erhilt der Eintrag fiir ,Horizontale Kiithlschrinke fiir Supermirkte” folgende

Fassung:

,Horizontale M2 <+7 >-1 n.a. 1,00

Kithlschrinke fiir

Supermarkte H1 and H2 <+10 >-1 n.a. 0,92
M1 <+5 >-1 n.a. 1,08
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Berichtigung der Verordnung (EU) 2021/1156 der Kommission vom 13. Juli 2021 zur Anderung des
Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europiischen Parlaments und des Rates und des
Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 231/2012 der Kommission hinsichtlich Steviolglycosiden (E 960)
und Rebaudiosid M, das durch Enzymmodifikation von Steviolglycosiden aus Stevia hergestellt wird

(Amtsblatt der Europdischen Union L 249 vom 14. Juli 2021)

Seite 93, Anhang I Buchstabe ¢ Nummer 15 zur Anderung von Teil E des Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008,
Eintrag fiir E 960 (Steviolglycoside) in Kategorie 11.4.1 Spalte 4:

Anstatt: JZuckerkulor*

muss es heiféen: »quantum satis*

Seite 93, Anhang I Buchstabe ¢ Nummer 16 zur Anderung von Teil E des Anhangs 1I der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008,
Eintrag fiir E 960 (Steviolglycoside) in Kategorie 11.4.2 Spalte 4:

Anstatt: LZuckerkulor

muss es heifSen: Lquantum satis*

Seite 93, Anhang I Buchstabe ¢ Nummer 17 zur Anderung von Teil E des Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008,
Eintrag fiir E 960 (Steviolglycoside) in Kategorie 11.4.3 Spalte 4:

Anstatt: »Zuckerkulor”

muss es heifsen: Lquantum satis*
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Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2021/1253 der Kommission vom 21. April 2021 zur

Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 im Hinblick auf die Einbeziehung von

Nachhaltigkeitsfaktoren, -risiken und -priferenzen in bestimmte organisatorische Anforderungen
und Bedingungen fiir die Ausiibung der Titigkeit von Wertpapierfirmen

(Amtsblatt der Europdischen Union L 277 vom 2. August 2021)

Seite 3, Artikel 1 Nummer 1 zur Anfiigung der Nummern 7, 8 und 9 in Artikel 2 der Delegierten Verordnung (EU)
2017/565, Nummer 7, einleitender Satzteil:

Anstatt: ,7. Nachhaltigkeitspraferenzen’ die Entscheidung eines Kunden oder potenziellen Kunden dariiber,
ob und, wenn ja, inwieweit eines der folgenden Finanzinstrumente in seine Anlage einbezogen

werden soll:

Nachhaltigkeitspraferenzen’ die Entscheidung eines Kunden oder potenziellen Kunden dariiber,
ob und, wenn ja, inwieweit eines oder mehrere der folgenden Finanzinstrumente in seine

Anlage einbezogen werden sollen:”

muss es heifSen: e
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Berichtigung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1840 der Kommission vom 31. Oktober

2019 zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2017/1153 im Hinblick auf die Meldung

der WLTP-CO,-Werte fiir bestimmte Kategorien neuer Personenkraftwagen und die Anpassung der
Eingabedaten fiir das Korrelationsinstrument

(Amtsblatt der Europdischen Union L 282 vom 4. November 2019)

Seite 10, Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a zur Anderung des Artikels 7a Absatz 1 Unterabsatz 1 der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2017/1153:

Anstatt: ,a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Die Hersteller berechnen die kombinierten CO,-Emissionen oder gegebenenfalls die gewichteten

kombinierten CO,-Emissionen (Mcosgemessen) fur jeden neuen im Jahr 2020 zugelassenen

Personenkraftwagen gemif den folgenden Gleichungen:

a) Fir Fahrzeuge nur mit Verbrennungsmotor:
die Gleichung fir die Berechnung von Mcorind gemdf Anhang XXI Unteranhang 7
Nummer 3.2.3.2.4 der Verordnung (EU) 2017/1151, wobei Mco,.1 und Mco,., fiir die betreffende
Interpolationsfamilie durch die Werte Mco, s (kombiniert) aus den Eintrigen 2.5.1.1.3 (Fahrzeug
H) und 2.5.1.2.3 (Fahrzeug L) des EG-Typgenehmigungsbogens gemifl dem Muster in Anhang I
Anlage 4 der Verordnung (EU) 2017/1151 ersetzt werden;

b) Fir nicht extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge (NOVC-HEV):

die Gleichung: MCOZ—gemessen =Mcoswrcs + King X (Mcosz,c,s - Mcou,c,s)

Dabei ist

McoaLcs der Wert Moy s (kombiniert) fir die betreffende Interpolationsfamilie aus dem
Eintrag 2.5.1.2.3 des EG-Typgenehmigungsbogens gemifl dem Muster in
Anhang I Anlage 4 der Verordnung (EU) 2017/1151;

King der Interpolationskoeffizient des untersuchten Einzelfahrzeugs im anzuwendenden
WLTP-Prisfzyklus gemdff Anhang XXI Unteranhang 8 Nummer 4.5.3 der
Verordnung (EU) 2017/1151;

Mcoz-ncs der Wert Mcoa s (kombiniert) fir die betreffende Interpolationsfamilie aus dem

Eintrag 2.5.1.1.3 des EG-Typgenehmigungsbogens gemifl dem Muster in
Anhang I Anlage 4 der Verordnung (EU) 2017/1151.

¢) Fir nicht extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge (OVC-HEV):

die Gleichung: MCO2-gemessen =Mcoarcs + King X (MCOZ-H,C,S - MCOZ»L,C,S)

Dabei ist

McoaLc.ss fur die betreffende Interpolationsfamilie nach der Formel in Anhang XXI

Mcortcs Unteranhang 8 Nummer 4.1.3.1 der Verordnung (EU) 20171151 zu ermitteln,
wobei M; cp; durch den Wert Mcoy,cp (kombiniert) aus dem Eintrag 2.5.3.2 des
EG-Typgenehmigungsbogens fiir das Fahrzeug H bzw. L und M; s durch den Wert
Mcoa,c s (kombiniert) aus dem Eintrag 2.5.3.1 des EG-Typgenehmigungsbogens fiir
das Fahrzeug H, L bzw. M zu ersetzen sind;

Kina der Interpolationskoeffizient des untersuchten Einzelfahrzeugs im anzuwendenden

WLTP-Priifzyklus gemdf Anhang XXI Unteranhang 8 Nummer 4.5.3 der
Verordnung (EU) 2017/1151.“



L 309/40 Amtsblatt der Europdischen Union 2.9.2021

muss es heiféen: ,a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

Die Hersteller berechnen die kombinierten CO,-Emissionen oder gegebenenfalls die gewichteten
kombinierten CO,-Emissionen (Mcozgemessen) flir jeden neuen im Jahr 2020 zugelassenen
Personenkraftwagen gemif den folgenden Gleichungen:

a) Fur Fahrzeuge nur mit Verbrennungsmotor:

die Gleichung fir die Berechnung von Mcoyind gemidf Anhang XXI Unteranhang 7
Nummer 3.2.3.2.4 der Verordnung (EU) 2017/1151, wobei Mcoyn und Mco, . fiir die betreffende
Interpolationsfamilie durch die Werte Mcoscs (kombiniert) aus den Eintrigen 2.5.1.1.3
(Fahrzeug H) und 2.5.1.2.3 (Fahrzeug L) des EG-Typgenchmigungsbogens gemifs dem Muster in
Anhang I Anlage 4 der Verordnung (EU) 20171151 ersetzt werden;

b) Fiir nicht extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge (NOVC-HEV):

die Gleichung: MCOZ—gemessen =Mcoarcs + King X (Mcoz-H,c,s - MCOZ—L,C,S)

Dabei ist

Mcoarcs der Wert Mo, s (kombiniert) fir die betreffende Interpolationsfamilie aus dem
Eintrag 2.5.1.2.3 des EG-Typgenehmigungsbogens gemdff dem Muster in
Anhang I Anlage 4 der Verordnung (EU) 2017/1151;

King der Interpolationskoeffizient des untersuchten Einzelfahrzeugs im anzuwendenden
WLTP-Priifzyklus gemdf Anhang XXI Unteranhang 8 Nummer 4.5.3 der
Verordnung (EU) 2017/1151;

Mcortcs der Wert Mo s (kombiniert) fir die betreffende Interpolationsfamilie aus dem

Eintrag 2.5.1.1.3 des EG-Typgenehmigungsbogens gemdff dem Muster in
Anhang I Anlage 4 der Verordnung (EU) 2017/1151.

c) Fiir extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge (OVC-HEV):

die Gleichung: MCOZ—gcmcsscn =McoswLcs + King X (MCOZ—H,C,S - Mcou,c,s)

Dabei ist

McoaLes) fur die betreffende Interpolationsfamilie nach der Formel in Anhang XXI

Mcoancs Unteranhang 8 Nummer 4.1.3.1 der Verordnung (EU) 20171151 zu ermitteln,
wobei M;cp; durch den Wert Mco,cp (kombiniert) aus dem Eintrag 2.5.3.2 des
EG-Typgenehmigungsbogens fiir das Fahrzeug H bzw. L und M; s durch den Wert
Mcoa,c s (kombiniert) aus dem Eintrag 2.5.3.1 des EG-Typgenehmigungsbogens fiir
das Fahrzeug H, L bzw. M zu ersetzen sind;

Kind der Interpolationskoeffizient des untersuchten Einzelfahrzeugs im anzuwendenden

WLTP-Priifzyklus gemidf Anhang XXI Unteranhang 8 Nummer 4.5.3 der
Verordnung (EU) 2017/1151.
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Berichtigung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1839 der Kommission vom 31. Oktober

2019 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) 20171152 im Hinblick auf die

Bestimmung und Meldung der WLTP-CO,-Werte fiir bestimmte Kategorien leichter Nutzfahrzeuge
und die Anpassung der Eingabedaten fiir das Korrelationsinstrument

(Amtsblatt der Europdischen Union L 282 vom 4. November 2019)

Seite 3, Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe a zur Einfiigung eines Absatzes 1a in Artikel 4 der Durchfithrungsverordnung (EU)
2017/1152, Buchstabe b, Formel:

Anstatt: JWLTPco2 = NEDCjpgx (—)
NEDC3q20

o TPco» = NEFZ: (_)
muss es heifen: ,WLTPco2 indX -

Seite 3, Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a zur Anderung des Artikels 6a Absatz 1 Unterabsatz 1 der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2017/1152:

Anstatt: ,a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

Die Hersteller berechnen die kombinierten CO,-Emissionen oder gegebenenfalls die
gewichteten kombinierten CO,-Emissionen (Mco2 gemessen) flir jedes im Jahr 2020 zugelassene
leichte Nutzfahrzeug wie folgt:

a) Fir Fahrzeuge nur mit Verbrennungsmotor:

die Gleichung fiir die Berechnung von Mcoyina gemédfl Anhang XXI Unteranhang 7
Nummer 3.2.3.2.4 der Verordnung (EU) 2017/1151, wobei Mco,n und Mco, fiir die
betreffende Interpolationsfamilie durch die Werte Mco, ¢ s (kombiniert) aus den Eintrigen
2.5.1.1.3 (Fahrzeug H) und 2.5.1.2.3 (Fahrzeug L) des EG- Typgenehmigungsbogens gemaf§
dem Muster in Anhang I Anlage 4 der Verordnung (EU) 2017/1151 zu ersetzen sind;

b) Fir nicht extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge (NOVC-HEV):

die Gleichung: MCOZ»gemesscn =Mcoarcs + Kind X Mcoz-n,cs — Mcoaics)

Dabei ist

McoaLcs der Wert Mco, s (kombiniert) fiir die betreffende Interpolationsfamilie
aus dem Eintrag 2.5.1.2.3 des EG-Typgenchmigungsbogens gemifl dem
Muster in Anhang [ Anlage 4 der Verordnung (EU) 2017/1151;

Kind der Interpolationskoeffizient des untersuchten Einzelfahrzeugs im
anzuwendenden WLTP-Priifzyklus gemdff Anhang XXI Unteranhang 8
Nummer 4.5.3 der Verordnung (EU) 2017/1151;

Mcoztics der Wert Mcoa s (kombiniert) fiir die betreffende Interpolationsfamilie

aus dem Eintrag 2.5.1.1.3 des EG-Typgenehmigungsbogens gemifl dem
Muster in Anhang I Anlage 4 der Verordnung (EU) 2017/1151;

¢) Fir nicht extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge (OVC-HEV):

die Gleichung: MCOZ»gemessen =Mcozrcs t Kina X (Mcoz-H,C,s - Mcoz-L,c,S)

Dabei sind

McozLess fur die betreffende Interpolationsfamilie nach der Formel in Anhang XXI

Mcoztics Unteranhang 8 Nummer 4.1.3.1 der Verordnung (EU) 20171151 zu
ermitteln, wobei M;cp; durch den Wert Mco,cp (kombiniert) aus dem
Eintrag 2.5.3.2 des EG-Typgenchmigungsbogens fiir das Fahrzeug H
bzw. L und M; s durch den Wert Mco, ¢ s (kombiniert) aus dem Eintrag
2.5.3.1 des EG-Typgenehmigungsbogens fiir das Fahrzeug H, L bzw. M
zu ersetzen sind;

Kind der Interpolationskoeffizient des untersuchten Einzelfahrzeugs im

anzuwendenden WLTP-Priifzyklus gemdff Anhang XXI Unteranhang 8
Nummer 4.5.3 der Verordnung (EU) 2017/1151. “
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muss es heiféen:

,a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

Die Hersteller berechnen die kombinierten CO,-Emissionen oder gegebenenfalls die
gewichteten kombinierten CO,-Emissionen (Mco2 gemessen) flir jedes im Jahr 2020 zugelassene
leichte Nutzfahrzeug wie folgt:

a) Fir Fahrzeuge nur mit Verbrennungsmotor:

die Gleichung fiir die Berechnung von Mcoying gemdf Anhang XXI Unteranhang 7
Nummer 3.2.3.2.4 der Verordnung (EU) 2017/1151, wobei Mo, und Mco, fiir die
betreffende Interpolationsfamilie durch die Werte Mco, ¢ s (kombiniert) aus den Eintrigen
2.5.1.1.3 (Fahrzeug H) und 2.5.1.2.3 (Fahrzeug L) des EG- Typgenehmigungsbogens gemaif3
dem Muster in Anhang I Anlage 4 der Verordnung (EU) 2017/1151 zu ersetzen sind;

b) Fir nicht extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge (NOVC-HEV):

die Gleichung: Mcoz-gemessen =Mcozrcs + Kina X Mcoa-tcs — Mcoac.s)

Dabei ist

Mcozics der Wert Mco,c s (kombiniert) fiir die betreffende Interpolationsfamilie
aus dem Eintrag 2.5.1.2.3 des EG-Typgenehmigungsbogens gemifl dem
Muster in Anhang I Anlage 4 der Verordnung (EU) 2017/1151;

Kind der Interpolationskoeffizient des untersuchten Einzelfahrzeugs im
anzuwendenden WLTP-Priifzyklus gemidfl Anhang XXI Unteranhang 8
Nummer 4.5.3 der Verordnung (EU) 2017/1151;

Mcoatics der Wert Mco,c s (kombiniert) fiir die betreffende Interpolationsfamilie

aus dem Eintrag 2.5.1.1.3 des EG-Typgenehmigungsbogens gemify dem
Muster in Anhang I Anlage 4 der Verordnung (EU) 2017/1151;

¢) Fir extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge (OVC-HEV):

die Gleichung: Mco2-gemessen = Mcoz-L.c.s + King X Mco2-t.c.s — Mcoa-Lc.s)

Dabei sind

McozLcs fur die betreffende Interpolationsfamilie nach der Formel in Anhang XXI

Mcoatcs Unteranhang 8 Nummer 4.1.3.1 der Verordnung (EU) 20171151 zu
ermitteln, wobei M; cp; durch den Wert Mcoycp (kombiniert) aus dem
Eintrag 2.5.3.2 des EG-Typgenehmigungsbogens fiir das Fahrzeug H
bzw. L und M; ¢s durch den Wert Mco,c s (kombiniert) aus dem Eintrag
2.5.3.1 des EG-Typgenehmigungsbogens fiir das Fahrzeug H, L bzw. M
zu ersetzen sind;

Kina der Interpolationskoeffizient des untersuchten Einzelfahrzeugs im

anzuwendenden WLTP-Priifzyklus gemifs Anhang XXI Unteranhang 8
Nummer 4.5.3 der Verordnung (EU) 2017/1151. “







ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

m Amt fir Veroffentlichungen
der Européischen Union
L-2085 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Delegierte Verordnung (EU) 2021/1429 der Kommission vom 31. Mai 2021 zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/956 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der von den Mitgliedstaaten zu überwachenden und zu meldenden Daten zu neuen schweren Nutzfahrzeugen 
	Delegierte Verordnung (EU) 2021/1430 der Kommission vom 31. Mai 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2018/956 des Europäischen Parlaments und des Rates durch Präzisierung der von den Mitgliedstaaten zur Prüfung der CO2-Emissionen und des Kraftstoffverbrauchs neuer schwerer Nutzfahrzeuge zu meldenden Daten 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1431 der Kommission vom 1. September 2021 zur Zulassung von Muramidase aus Trichoderma reesei DSM 32338 als Futtermittelzusatzstoff für Absetzferkel (Zulassungsinhaber: DSM Nutritional Products Ltd, in der Union vertreten durch DSM Nutritional Products Sp. z o.o.) 
	ANHANG 

	Durchführungsverordnung (EU) 2021/1432 der Kommission vom 1. September 2021 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspanndrähte und -Litzen aus nicht legiertem Stahl (PSC-Drähte und -Litzen) mit Ursprung in der Volksrepublik China im Anschluss an eine Auslaufüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates 
	ANHANG 

	Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2018 der Kommission vom 11. März 2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Kühlgeräten mit Direktverkaufsfunktion (Amtsblatt der Europäischen Union L 315 vom 5. Dezember 2019) 
	Berichtigung der Verordnung (EU) 2021/1156 der Kommission vom 13. Juli 2021 zur Änderung des Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates und des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 231/2012 der Kommission hinsichtlich Steviolglycosiden (E 960) und Rebaudiosid M, das durch Enzymmodifikation von Steviolglycosiden aus Stevia hergestellt wird (Amtsblatt der Europäischen Union L 249 vom 14. Juli 2021) 
	Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2021/1253 der Kommission vom 21. April 2021 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 im Hinblick auf die Einbeziehung von Nachhaltigkeitsfaktoren, -risiken und -präferenzen in bestimmte organisatorische Anforderungen und Bedingungen für die Ausübung der Tätigkeit von Wertpapierfirmen (Amtsblatt der Europäischen Union L 277 vom 2. August 2021) 
	Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2019/1840 der Kommission vom 31. Oktober 2019 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1153 im Hinblick auf die Meldung der WLTP-CO2-Werte für bestimmte Kategorien neuer Personenkraftwagen und die Anpassung der Eingabedaten für das Korrelationsinstrument (Amtsblatt der Europäischen Union L 282 vom 4. November 2019) 
	Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2019/1839 der Kommission vom 31. Oktober 2019 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1152 im Hinblick auf die Bestimmung und Meldung der WLTP-CO2-Werte für bestimmte Kategorien leichter Nutzfahrzeuge und die Anpassung der Eingabedaten für das Korrelationsinstrument (Amtsblatt der Europäischen Union L 282 vom 4. November 2019) 

